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Vertragliche Binmemung von Son.deriagentum' 

Der Bundestag hat das lölgende Gesetz beschlossen% ' 
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Wohnüngseigen.. u 

 

 

Begriffsbestimmungen 

 

(1) Nach yassgabe dieses Gesetzes ke..nn an Wohnungen das 
Ulangseigcntum, an nicht, zu «Wohnzwecken dienenden 12412Mezu eines 
Jebaudes daa Teileigentun begrendet werden: 
(2) Weianunge..,eiger4u m. ist däo Sondereigentum an 'einer. Itobnung 
in Verbindung Mit-  dem IUteigentunsanteil en dem gerAcinschaft..- - 
liehen Ei8entte, 	dem' es. TgektÖTt....: 
(3) Teileigentum ist das Son.dereigentum az. nicht zu Zehnzweckat 
dienenden Räumen eines Gebäudes in Verbindung mit dem 
tupisanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum,-, Eu dem es gohbrt. 
(4) Gemeinschaftliches Eigentum im sinne dieees Gesetzes sind_ 
das Grundstück, sowie die Teile, Ani  agen• und Einrichtungen des 
Gfeb:..udes v  die nicht im Sonderulgentuie oder im 	eines 
Dritten steheni 	, 
(5).  Für das Teileigentum geiten die Vorschriften über da.s foh-
nungzeigentum entererechend. 

• 

§ 2 	. 

Arten der Begründuns 

Wobgaungeeigzentur wird durch die vertragliche E'inr:f.l.trung von 
Sondereigentum (5 '3) oder durch Teilung' (§ 8) begründet. 

Begründung des Wolmingsfilgehtuns..  

(1) Das Miteigentum (§ 1038 des Wargerlichen Gesetzbueltee) an 
einem Grundstflek kann durch Vertrag der Miteigentümer in der 
Neiss beselar›.nkt werdatn,daß jedem derILlteig:...ntüner r, abweichend 
von § 93 des Bürgerlichen Gesetzbuches, das Sondereizenturn 
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5 
Gegenstand und Dilialt des Sondereigenturas 

-2- 

an einer bestimmten Wohntng oder an nicht zu ;rohnzwecken 
dienenden bestire#än. Räümen in. einem au.f dem Grundstück er- 

, 	. 	 . 
richteten oder zu 4eitrichtenden, tlebäUde eingeräumt. T7ird 

(2) Sondereige,ntun soll nur. eingeräumt , i-#.,rden,wenn . die.Tfoh;.• 

nungen oder- sonstigen -Räume id;:sich':abgesehlossen sind,  

§ 4•"-  

Foriztv  orechriften 
.• 

(1) zur Eirreärumung und, zur, Aufhebung des • Sndereigentzues ist 
die Einigung der Beteiligten über den Eintritt der 'Rechtsän-

derung lind die 'Eintragung in:  das S•randbüch erforderlich, 

(2) Die EinigUng bedarf der für die Auflassung vorgeschriebenen 

Form.Sondereigentuei•Scann: nicht .unter einer Beding.ung.'oder Zeit 

b.estimmung 'eingeräumt oder aufgehoben :werden. 	• 

(3) Für" einen Vertrag, durch den' sich 'ein - Teil verpflichtet e  

-SeXidereigentuM einzuräumen: oder aufzuheben; -gilt § 313' .des 
Bürgerliehen' Gesetzbliches entsprechend:.': 	' 

(1) 'Gegenstand' des 'Sondereigentums •eind die •gemäske §: 3.  Abs. 1 

bestimmten Räume •Sewle . die-'zu diese±e-Räumen...gehörenden:Bestand-. 
teile des Gebäudes, die, verändert, 'beseitigt oder eingefügt.  
*erden -können, ohne -dass dadurch das gerieinsehaf  tlich.e Eigen-
tum oder ein.  auf:  Sondereigentum beruhendes Recht eines anderen VOhb 
ge:nelgenttimers ttber das nach §:14, zuläsSige mag-  hinaus beein 
trächtige oder 'die äußere Gestaltung des Gebäudes verendert 
wird, ' • 

(2) Teile. des Gebäudes; die für dessen Bestand oder Sicherheit: 
erforderlich sinde dewie..Anlagen und Einrichtungen, die den gei 
meinschaftliehen.' Gebrauch der- Miteigentümer . dienen, sind. nicht 
Gegenstand des Sonder eigentumse selbst wenn sie sich im Bereich 
der im Sondereigentum stehenden Räume befinden. 

(3) 'Die Wohnungsgigentürer können -verinbaren-edass Bestandteile 

des Gebäudes, die Gegenete4d des Sondereigentums: sein könmne  
zum gemeinschaftlichen Eigentum gehören. 
(4) Vereinbarungen über das Verhältnis der Wohnungseigentü=r 
unt-ereinander können nach den Vorschriften des 2. und 3;,  
Abschnittes zum. Inhalt des Sonder eigentums gemacht werden...  

-3- 



§ 6  
Unselbständigkeit des Sondereigentums 

(1) Das Sandereigentumkann obne den Eiteigentunmanteil, 
zu dem es gehört, .nicht veräussert oder belastet werden. 

(2) Rechte an dem 'Miteigentumsanteil erstrecken sich auf 

4as zu ihm gehörende Sondereigentum.' 
§ .

T   
Grundbuchvorschriften 

.(1)-Im Falle- des § 3 lbs. 1.wird,für jeden.Elteigentuns-
anteil von Amts.wegen -ein besonderes GrundbUchblatt 

,nungsgrundbuch,.Teileigentumsmindbuch) angelegt,,Apf'diesem. 

ist das zu .dam. Hiteigentumsan teil gehörende Sondereigenti 

...% 

 

,und 'als Beschränkung des Elteigentumd ,die Einräumung der zu . 

. 	den. anderen Elteigantunmauteilen gehörenden Sondereigentums- 
rechte einzutragen.Das Grundbuchblatt des.grundstücks wird 

• von'Ants wegen geschlossen. 
..(2) Von der Anlegung besonderer Grundbuchblätter kann abge- 
sehen werden,wenn hierven Ver7iiirung nicht zu besorgen ist, 

'In diesem Falle ist das Grundbuchblatt als gemeinschaftli- -  
. Ches Wohnungsgrundbuch (TeileigentumSgrundbuch)zu bezeichnen, 

(.3) Zur näheren Bezeichnung des Gegenstandes und-des_pahalts.' 

des-Sondereigentums kann auf die .Eintragungsbewilligung ßezug.  
-genommen werden..  

-(4) Der Eintragungsbewilligung sind als Anlageil. beiznfügen: 

1. eine-von der .Baubehörde mit Uhterschrift Und Siegel 

oder Stempel versehene Bauzeichnung, aus dar, (ui: 
ÄUfteilung.des Gebäudes sowie_ die Lage und Größe 

der im:' Sondereigentums und der im gemeinschaftlichen. 

EigentuM stehenden Gebäudeteile ersichtlich ist. 

(Au teilungsplan); 	- 

2. eine. Bescheinigung dar Baubehördee, dass die Voraus-

setzungen.des § 3 Abs,,  2 vorliegen, - 

(5) Für Teileigentumsgrundbücher gelten die Vorschriften 

über WobnUngsgrundbücher.entsprechend.-- 
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Teilung durch "den Eigentümer 

(1) Der Eigentümer eines Grundetücke kann:  durch Erklärung 
gegenüber dem Grundbuchamt demi Eigentum an dem-. Grundetück 
in Miteigentumsanteile in der Weise teilen, 
dass mit jedem Anteil das Sondereigentaimen einer bestimmten 
Wohnung oder an nicht zu Wohnzwecken dienenden bestimmten_ 
Räumen in einem auf dem 'Grundstück errichteteil oder zu 'errich-H 
tenden Gebäude verbunden ist. 

(2) Im .lealle des Absatz 1 gelten. die Verschriften• des § 3, 
Äbs.2 und der §§. 5, 6, § 7 Abs.li 3. bis 5 enterechend, 
Die Teilung wird mit der Anlegung- der Wohnungegrundbücher--__ 
wirksam.. 

i 9 
Schließewig der Wohnungsgrundbücher 

(1) Die Wohnungsgrundbücher werden geschlossen: 

1. von Amts wegen, wenn -die Sondereigentumerechte 
gemäers § 4 aufgehoben werden; 

2; auf Antrag sämtlicher Wohnungseigentümer, wenn alle 
Sondereigentumsrechte durch völlige Zeretörung des'-  
Gebäudes gegenstandeloe geworden sind und der Nachweis 
hierfür durch eine Bescheinigung der Baubehörde er.,. 
kracht ist; 

3. auf Antrag des Eigentümers, wenn sich. sämtliche • 
Wohnungseigentumsrechte in einer Person vereinigen. 

(2) Ist ein Wohnungseigentum selbständig mit, dem Rechte 
eines Dritten belastet, so werden' die allgemeinen Vor-
schriften, nach denen zur Aufhebung des Sondereigentums 
die Zustimmung des Dritten erforderlich ist; durch Absatz 
nicht berührt. 
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(3) Werden die Wohnungsgrundbücher geschlossen', so wird 
für das Grundstück ein Grundbuchblatt nach den allgemeinen 
Vorschriften angelegt; mit :der,. Anlegung  des Grundbuch-
bgatts erlöso)4.en die Sondereigentumsrechte. 

2, Abschnitt 

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 

i 10 
3411' 	ett,g.ne Grund sät.  

(1) .leas Verhültnie.der Wohnungseigentümer untereinander 
bestimmt sieh hach' den 'Vorschriften diesee Gesetzes und, 
soweit dieses Gesetz keine besonderen Bestimmungen enthält: 
nacteen'Vorschriften des- Bürgerlichen Gesetzbuches über 
die.Gemeinschet, Die Wohnungseigentümer können von denynrechrif-
ten dieses Gesetzes abweichende Vereinbarungen treffen, soweit 
nicht etwas anderes ausdrücklieh bestimmt ist. 

(2> Vereinbarungen, durch die die Wähnungseigentümei;- ihr 
7 Verhältnis untereinander in, Zrgezung oder Abweichung von 

Vorschriften dieses Gesetges regelril  sowie die Abänderung 
oder' Aehebung solcher Vereinbarungen wirken gegen den 
Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers nur, wenn sie 
als Inhalt des Sondereigentums im Grundbuch eingetragen sind. 

(3) Beschlüsse der Wohnungseigentümer gemäss §. 23 uAd'Ent-
Scheidungen des Richters gemäss § 43 'bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit gegen den Sondernachfolger eines Wohnungseigen- .  
tümers nicht der Eintragung in das:Grundbuch. 

(4) Rechtshandlungen in Angelegenheiten, überAde nach 
diesem Gesetz oder nach einer Vereiilbarung der- WohnUngs-
eigentümer durch $tiMmanMehrheit beächlossen werdeniran:43  
wirken, wenn - sie auf Grund eines mit solcher Mehrheit ge-
faeeten Beschlussee vorgenommen werden, auch für und gegen 
die Wohnungseigentümer, die gegen der Beschluss gestimmt 
oder an der Beschlussfassung nicht mitgewirkt haben. 



§ 11 

Unauflöslichkeit der Gemeinschaft 

‘1) Kein Wohnungseigentümerkann die Aufhebung der Gemein-
schaft verlangen. Dies gilt auch für eine. Aufhebung aus ' 
wichtigem Grund. Eine abweichende Vereinbarung ist nur für 
den Fall zulässig, dass das Gebäude ganz oder teilweise 
zerstört wird und eine Verpflichtung zum Wiederaufbau nicht 
be et eht . 

(2) Ins Recht eines Ffändueegittuligers (§ 751 des Bürger-. 
lichen GesetzbuCho) sowie das Recht des Konkureverwaltere 
(§ 16 Aba. 2 derKonkursordnung),, 'die Aufhebung äe'r Gemein-
schaft zu verlangen, ist ausgeschlossen. 

. § 12.  '. 

lieräu.seerungsbeeohränkung 

(1) Ale Inhalt•des Sondereigentume kann vereinbart werden, 
dase ein Notelungeeigentümer zur, Veräusserung seines Wohnungs-

.eigentume der Zustimmung anderer. Wohnungseigentümer' oder eines • 
Dritten bedarf.  

(2) Die Zustimmung darf nur aus einem wichtigen Grunde versagt .  

Werden. Durch Vereinbarung gemäss Absatz 1 kann dem Wohnungs-
eigentümer darüber hinaus für bestimmte Fälle _ein Anspruch . 
auf 'Erteilung der Zustimmung eingeräumt werden. 

(3) Ist eine Vereinbarung gemässAbsatz 1 getroffen, 'so 
ist eine.Veräusserung des Wenungseigentuis und ein Vertrag; 
durch den eich der Wohnungseigentümer zu einer solchen Ver-
äusserung verpflichtet, unwirksam, solange nicht die.erforder.- 
liehe Zustimmung erteilt ist. ,Einer' rechtsgeschäftliehen Veräusee-
rung steht eine Veräusserung im Wege der Zwangsvollstreckung 
oder durch denKonkureverwalter gleich. 

-7- 



Rächte. tes Wohnungseigentümers 
- 	, 

(1) Jeder .Wohnungseigentümer, kann,. soweit nicht daä Gesetz 

'oder Rechte Dritter entgegenstehen,' mit den im.Sondereigentum 

13tehenden Gebäudeteilen -nach Belieben verfahren,' insbesondere 

diese bewohnen, 'vermieten, :Verpachten oder in sonstiger Weise 

nutzen, und andere von Einsiiirkungen atisschlieseen.... 

(2): Jeder Wohnungseigentümer' ist zuM.Mitgebrauch des geMein-

sohaftliehen Eigentums:hach Massgabe der §§ 14, 15 berechtigt. 

An den sonstigen Nut zuftgen des gemeirreehaftlidhen- Eigentums •-.. 

gebührt' jedem Wohnungseigentfinier ein Anteil naithliaßgabii - 
deß 

' 	 • 	-.. 	• 	„ , 	 . 	 • 

Pflichten des Wohnungseigentümers 

Jeder 'Wohnungseigentümer ist Verpflichtet: 

1, die., ist Sondereigentum stehenden Gebäu.detelle so instand-- 

zuheilten und.. von die sen sowie von dem gemainSchaftlichan 

Eigentum-nur in Solcher' Weise Gebrauch zu machen; .dass da-

durch keinem der anderen Wohnungseigentümer.  über dee bei - - 

einem geordneter Zusammenleberi unvermeidliche Naes hinaus 

ein Nachteil erwächst; 

2, für .die Einhaltung der in Nr:1 iaezeichnetet Pflichten ' 

durch PerSonen zu sorgen, die seinem Hausstand oder Ge 

schäftsbetrieb angeb$ren oder denen er sonst die" Be-

nutzung der im sonder- oder Miteigentum stehenden Grund- 

stücks- oder Gebäudeteile -überlässt; 	
. 

.3. Einwirkungen -auf die.im "Sondereigentum stehenden.  Gebälke-

teile und das gemeinschaftliche Eigentum zu dulden, soweit 

sie .auf einem mach Nrn.1,2 -zulässigen Gebrau.oh beruhen; 

• 



• 

4. .das Betreten-und. die Benutzung der im Sondereigentum .•  
stehenden Gebäudeteile • zu gestatten ,' «soweit dies zur - 
inStandhaltung,und: Instandsetzung des gemeinschaftlichen 
Eigentums  erf erde rl ic h - 	; der hierdurch ent stehende ' 
schaden ist zu ersetzen...-  

.• 	• 

Gebrauchsregelung 

 

 

(1 ) Die . Wohnüngegkentüzier kennen den. Gebrauch des Sonder-
eigentum  s "Und des gemeinächäftliChen:-Eigentume durch:Ver.-  
-iinbarung 	' 	••-•' 	 • 

• .. 

(2) smireit nicht -eine. -VereinIarung nach Absatz 1,  entgegensteht, 
iFtineeii.  die Wohnungseigentümer dureWstimmenniehrheit.  einen- der 
Beschaffenheit .der im :8Cndereigetittini stehenden ..Gebäudeteile • 
-und.  des.  gemeinschaftlichen Eigentums ent sprechenden :ördninigs-.  
isäss;igen Gebrauch .144Schlitesen: 	. ' •-• 

(3) Jeder Wohnungseigentümer kann eindrt•Gebraucb. der 
.3caidereigentum stehenden' Gebäudeteile,  und deS gemeinschaft-
lichen : Eigentums verlangen, -der. dem Gesetz,: den Vereieba--': 
rangen und Be sChlti esen" 	soireit eich die', Regelung hier- 

, 
- 'aus eicht ergibt ;. dem Interesse. der Geserathe..it-' der Woh-.- 

. 	, 
etinge eigentümer. nach- billigem Ermessen. entiipriqht. - 	. 

leteingen, liasten 'und X0ated 

(1) Jedem Wohnung ee'ig en tümer gebührt-  eizx., se inem; Ante il 
entsprechender Eruchteil der Nutzungen :des gemeinschaft-
lichen Eigentumi. Der Anteil betätimmt sich nach dem .gemäss 
§ 47'der Grindbuchordnung im Grundbfich eingetragenen. Verr 
hältni.s der Mit e igent umsante ile, 

• 



§ ,18 

' . Entziehung dog Wohnungseigentums 

9i 

(a) Jeder Wohnungseigerittimer iiitt den . anderen Wohnünge-

eigepttimern gegentiber verpflichtet, die Lasten des gemein- 

fichs4tlichen Eigentums .sewie die Xosten der In  standhaltung, • 

Inatandseateung,--eatrerte-tgen Tervgali-ung und eines geiiineoba 

liehen gebrauche. des- gemainichaftlichen Eigntume nach ,dem; 

Verhältnis eeines Anteilä (Absatz -1 sätz.-2) .zu tragen. 

(3) Ein 'Wohnungeeigentümer, der einer Massnahme.' nach §•  

.143. I- nicht enge etiMme hat, ist nicht berechtigt, einen • 

Anteil en XrutZungenp. die- auf iner,'.solchen:Maeenahme beruhen, 

en. beanieruchen; er .ist nicht verpflichtet, Koeten,d.io durch 

eine Dolche.  masszahme- värtargzeetr'eind,• 

(4) ßu. .den- gostepa. der Verwaltung ,..imainne „des. Absatz-'  

gehören inebesondere Kasten eines: Reohteetre-ite- gemäete.§.;16 

''und der Ersetz des Sehadens' pn Balle. des § 14 

:.,.• 
(5) °sten einen Verfahrens nach:  §. 42. gehören nicht •zu.diin. 

-Kosten der Verwaltung im Sinne des Abiaet' 2.. 	‘24.' 

. - 
Anteil -bei Auihebung- der Gemeinschaft 

Im Falle -  der Aulhebung der • Gemeinedhaft :beäti-mmt „sich 'd.er 

Anteil der Miteigentümer nach dein. lierhältnis des Wertes ihrer 

igentumse.nt eile • zur. Zeit der'Aufh  ebung der Gemeinschaft, 

Eat sich der Wert eines Iffiteigentilmsante4.6 dureh .Messenahmen 

verändert, denen ,der Wohinmagseigentümer. gemäss § 22 Abs.1 nicht 

zugestimmt hat,' so bleibt eine selche' eeränderung bei• der • •' 

Berechnung dee Wertes dieses Anteile ausser Betracht. 

(1) Hat ein Wohnungseigentümer sich einer so schweren' Ver-. 

letzung der. ihm gegenüber anderen Wohnung seigentümern oblie-

genden 'Peri) flichtungen achuldig.  geiacht, dass diesen die 

Fortsetzung der Gemeinschaft - g,tit ihm nicht mehr zugem. utet werden 
-10- - 



so können die anderen Wähnungseigentümer von ihm die 

Veräusserung seine s Wohnung Se igentum s verlangen. 

. 	 . 	. 	• 	 . 

(2) Die Vordüsäätzungen 'des Absatz 1 liegen inebeeondere • 

vor, wenn 	 • 	• •--' • 	 : .." 
1.4 der WohnungseigentÜmer trotz Abmmhnung wieder,- 

holt gröblich gegen die ihm- noch §. 14. obliegenden 
. 	. 	 . 	. 	

- 

Pflichten-Verstösst; 

2. -- der Wohnungseigentümer , sich••mit der Erftalung seiner 

• Verpflichtungen zur Itueten und Kost entmne" 	•';'7. • 

••(§ 16 Abs.2) 	 Höhe :eines Betrses, der drei vom 

Hundert : des Einheitsortes • seines' ifeh;aueseigentums 

.übersteigt,- I.äng~r als. drei.MOnate:• in. .V./rzug befindet,. 

(3) über das Varlangen -nach Absatz 1 'beschliessen die ' ttoh--: 

raueseigentümer durch Stimmenmehrh-eit.. De-• Besohlu.ss be-

darf einer Mehrheit von, mehr als der Hälfte .der Ertinsabe-

reohtigten WoUnungseigentilmer. Die Yorschrifterc des § 25 
Abs.3, ,4sind .in diesem lalle nicht anzunden.,.`;•• 

• 

Wirkung des Urteils 

Z1 ) Das. Urteil, Arch. das ein Wohnungee igentümer Zur Per-.  
4usse. rung seinee WohnungdeigentUms verurteilt wird,' ersetzt 

die für die freiwillige- Pariteigerang dee tohnungseigentums-

und für die übertraiung de s .Wohnungaelgentime auf, den - Ersteher 

- erforderlichen 'Erklärungen. Aus dem Urteil: findet Zu Guneen 

des Eistehers !lie- ZirangSvollstreckung auf • Jtäumurig 'und Heraus 
gebe statt. Die :Vorschriften des § 93 Abe.1, Satz. 2 _und , 3..  
de s Gesetzes ;per die Zwangsversteigerung und. Zwangsverwaltung 

geltt g.n ent sprechend. 

(2) Der Wohnungseigentümer kann im lalle des' §.18 Abs.2 

Nr. 2 bis zur Erteilung des Zuschlags die in- Absatz -1 be-- . 

zeicluzete Wirkure 'des Urteile dieurch• abwenden, dass er die 

VSrpflichtungen, wegen deren Nichterfüllung er verurteilt 

-11- 
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ist e  einschließlich der Verpflichtung zum Ersatz der durch 

den Rechtsstreit und.  das  V erst e ige rung eve rfahren.. ent stande.- 

nen Kosten sowie die fälligen weiteren Verpflichtungen zu! 

lasten.- und Yostentragung erf1.111t. 

(3) Ein gerichtlicher oder vor einer 
sener Vergleich;  durch den sich der Wohnungseigenteer ''.-• , r•-  

• ,aur Veräußerung seines Wohnungseigen-New verpflichtet, 
etiaht -  dem in Absatz-VbeZeichneten'.Urteil gleich. 

3. Abschnitt 

Verwal türIg 
• • 

'§ 20 

-Gliederung der Verwaltung 

(1 Die Verwaltung des gemeinshaftliiilien Eigentums 'ob- 

liegt den irohntlngseigentilmern nach Massgabe der, §§ :21 

bis 25 und dem Verwalter nach Mässiabe der..§§ 26 bis 28,' 
Falle det Bestellung eine9 Verwaltungsbeirats auch 

diesem nach Massgabe des § 
• 

(2) Die Bestellung eines Verwalters- kann:  nicht ausge-

schlossen werden. 

§ 21 
; 	 . 

Verwaltung durch .di).Wohnungseigenttimer: 	• 

(.1) Soweit nicht in diesem Gesetz oder•durch:Vereinbarung. 
der WohnungseigentUmer etwas anderes bestimmt ist, steht ;  
die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums den Wob- . 
laure ap igentlimern gemeinschaftlich zu. 

( 2 ) jeder Wohnung se igent time r .ist bere oht 	ohne Zustim- 
mung der Elnderen Wohnunger-igentiimer die Massnahmen zu tref-

fen, die zur Abwendung eines dem ge.meinschaftlichen Eigentum 
unmittelbar drohenden Schadens notwendig • s ind . 

-12 
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• (3.) Soweit die Verwaltung : des gemeinschaftlichen. Eigentums 

nicht durch .Vereinbarung der. WohnungseigentüMer geregelt 
können die Wohnungseigentümer eine • der Beschaffenheit  des' • 

'gemeinschaftlichen Eigentums. ent Sprechende ordnungsmässige 

yerwa  Itung durch Stimmenmehrheit be schlie ss-en . • 

(4) Jeder Wohnungseigentümer .kanr 'eine.. Verwaltung verl=mgen g  • 

die aen Vereinbarungen und 33schltiasen und, 121.0VP3 it Solohe •nicht 

bestehen; dem Interesse' :der •Gesamtheit der Wohnungseigentümer 
nach billigem Erbe säen, CC spricht • 

(5) Zu einer ordnungsmessigen, dem Interesse der Gesamtheit 
der. Wohnungseigentümer ent sprechenden: Verwaltung. gehört 

in sbe sondere i  
1, die - Aufstellung einer':Hau.Sordnung; • . 
2.. die ordnungsmässige Instandhaltung und :Instandsetzung 

des gerneinsclgIftlichen Eigentums; 	. 	- .• 	• 
3. die Feuerversicherung des gemeinectuftlichen Eigen7 

turas zum Neuwert. sowie die angemessene Versicherung 
• der Miteigentümer gegen Heils- .und. Grundbesitzerhaft- 
' Pflicht; 	•!1• .• - • ' • - •  	• 	' • -• • ••• 	• • 	:;. 

4.• die Ansammlung :eirer. ungernessenen •Inettandbaltungs •• 
• ' rückstellung; 	 .•... 	• 	- 

5. die Aufstillting eines Wirtschaftsplans (§ 26); 
6. die .  Duldung aller Massnahmen, die zur •Herstellung 

einer Feamterechteilnehmereinrichtung, einer Eund.-, 
funkempfangsanlage oder eines EnargilVQrSorgungsan-
schlusses zu. Gunsten eines Wohnungseigentümers er- 
forderlich sind.. . 	 . . 

.(6) Der Wohnungseigentümer, zu. dessen Gunsten eine Massnahme 
der' in Abs.5 Nr.6 bezeichneten' Art getroffen wird, ist• zum'. . • 
Ersatz das hierdurch entstehenden Schaden s verpflichtet«.  

§ 22 
sonde're' Aufwendüngen, Wiederaufbau 

	as.■ 

(1) Bauliche Veränderungen und. Aufwendungen, die" über die 
ordnungsmässige In standhaltung oder Instandsetzung des gemein-
schaftlichen Eigentums hinausgehen, können nicht gemäss § 2.1. 
Abs.3 beschlossen 'oder gemäss.  § 21 Abs.4 verlangt werden. Die 
Zustimmung eines Wohnungseigentümers zu 'solchen Massnahmen .  ist 
insoweit nicht erforderlich,. als durch die Veränderung dessen 
Rechte nicht über das in § 14 bestimmte Mass hinau-s beeis 
tiechtigt werden. 
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. 	. 
(2) 'Ist dna Gebäude-zu mehr hls der Hälfte seines Wertes.. 

.Zerstört und •ist '!der . Schaden nicht durch eine-Versicherung_ 
ader •in ariderer 	‚gedeckt, .so kann der 1.-liederaidbaus.nicht‚ 

gemäss § 21. Ab‚s3 beschlossen oder gemäss §. 21 Abs.44- ver-7. 
lang-t• werden. 

{1) Angelegenheiten, über die =oh diesem Gesetz• oder nach 
einer 'Vereinbarung der Wohnung eieigentümer die Wohnungseiäen- 
tiimer durch Beschluss entscheiden können, werden durch Be- 
B43133.u. S sfr.testuzg in. einer Versammlung der 'tiohnungseigenttimer 

. •geordnet. • 	' 	• ' 	 • 

(2 ) Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist erforderlich,• daSs 
der• Gegenstand bei der- Einberufung bezeichnet ist:'_ 

(3) Auch ohne Versammlung 43t ein Beschluss getig, Nenn!  
alle. Wohnungseigentümer ihre : Zustimmung ,  zu diesem Beschluss 

• schriftlich erklären. 

(4) Bin Beschluss ist nur ungültig, -wenn er. gemäss §' 43 Abs.l.  
Nr.4 fe.ungiiltig erklärt ‚ist. Der Antrag auf "eine solche 
Entscheidung. kann nur. binnen eines Monats seit der BesChluss-
fe.saung gestellt werden,. es sei denn,' dass der Besehlusä 
gegen eine Rechtsvorschrift Veritösst, auf deren einhaltuzig 
re-ohtswirkdam nicht verzichtet werden kann. 

§ 24 
Einberufung, Vorsitz, Niederschrift 

{1) Die Versammlung der Wohnungseigentümer' wird Von dem • . 
;Verwalter mindesten.s einma2.-‚ 'im Jahre einberufen. 

(2) Die Versaimlüng der Wobnungseigentümer, muss Vkie: dem Ver 
w alter in den durch Vereinbarung der Miteige.ntümer beirtirmiten 

im übrigen 	einberufen werden,. wenn dies  schrift- 
lich:.unter Angabe des Zweckaa und der Gründe• von mehr 
einem Vierte]. der Wobnungseige,ntümer verlangt wird. • 

-14 
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(3) Die Hinberufung erfolgt schriftlich. 4ie Frist der: 

enberufung soll, sofern nicht ein Fall besonderer Dring-

-lichkeit vorliegt, mindestena eine Woche betragen., 

(4)..-Den' Torsitz in dereohnungseigent. 
Sofern diese richte anderes beschliesst', der Verwalter. 

(5) Über. die in de; Versammlung gefassten Beschlüese ist 
eine Niederschrift'aufzunehmen.-Die Niederschrift ist von 
dem Vorsitzenden und einem Wohnungseigentümer. und, .falls 

ein Verwaltungsbeirat bestellt ist, auch von dessen Vor-' 
sitzenden oder seinem Vertreter zu untersehreiben. Jeder 

Wohnungseigentümer ist berechtigt, die Niederschriften ein-

zusehen. 

- 	§ 25 

:Mehrheitsbeschluss 

(`1) Mir die Beschlussfassung in Angelegenheiten, über die 
die Wohnungseigen-Ulmen durch Shmmehmehrheit beschliessen, 
gelten die Vorschriften der Absätze 2 bis 5. 

(e) Jeder Wdhnungseigentümer hat eine Stimme. Steht ein 
Wohnungeeigentum mehreren gemeinschaftlich zu,' so können sie 
deo Stimmrecht nur einheitlich ansüben.' 

.*Z3) Die Versammlung ist nur beschlusefähig, wenn die erschie-
nenen stimmberechtigten 'Wohnungseigentümer mehr als• die 'Hälfte 
der Miteigentumsanteile; berechnet nach der im Grundbuch 
eingetragenen Grösse dieser Anteile, vertreten. 

(4) 'kt eine Versammlung nicht gereeis Itsate 3 beschlussfähig, 
so beruft der Verwalter 'eine neue Versammlung mit dem gleichen 
Gegen stand ein. Die se - Versammlung ist ohne Rücksicht auf die 
Höbe der vertretenen Anteile beschlussfähig; hierauf ist bei 

, • , 

der Einberufung hinzuweisen. 

(5) Ein Wohnungseigentümer ist nicht st -inrnberechtigt, wenn 
die'Beschlusafessung'die Vornahme eines. auf die Verwaltung 

-15- 
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de e, gemeinschaftlichen. Eigentums bezüglichen Rocht sge schUt s -
mit ihm oder, die Einleitung oder Erledigung eines &nets-
streite der anderen ';7ohntuigseige.ntümer gegen ihn betrifftt 
oder wenn er nach. § 18 rechtskräftig verurteile ist. -  "'. 

§ 26 

 

Bestellung des 'Verwalters 

 
 

'Ober die Bestelllinz und Abberufinig de's Verwalters 
beschliessen die ohnumgaeigenti4nr dureh Stimmenmehrheit-. 

(2) Fehlt ein. Verwalteri Bo 

Walen bis Zur.  Behebung des 
nuiPkgseigentümere öder elinegi 
Interesee an der BestellUng 
Richter zu bestellen. 

ist ein secher in dringenden • 
Mangele auf Antrag' eines Woh-
lritten, der-ein bereohtigtes 
eines Yerwaltexs hat, durch den 

27 

Aufgaben •itad Befu.gnisse des Verwaltern 

, 	 ,•,.•, 
(1) Der Verwalter ist berechtigt und. verpflichtet: 

1, Besohlliese der Wohnungseigentümer du.rohzuferen 
und für die Durchführung der Hausordnung zu. sorgen; 

2. die für die, ordnungsmässige Instandhaltung und 
Instandsetzung des gemeinschaftliehen Eigentums 
erforderlichen Maoenahmen zu treffen; 

3. in dringend-n Vällen sonstige zur Erhaltung des 
gerneinsohaftlichen Eigentuns erforderliche. ?dasanahmen 
zu treffen; 

4. gemeinschaftliche Gelder zu verealten. 

(2) Der Verwalter 	berechtigt, im Namen aller Wohnungs- 
eigenttimer und mit Wirkung für und engen sie; 	• 

1. Zarten- und Kostenbeitrke, Tilgungsbeträge Und - 
Hypothekenzinsen enuforde.rn, in EMpfang zu nehmen 
und abzuführen, soweit es sich um ge.meinechaftliche 
Angelegenheiten der Wohnungseigentümex bandelt; 

2, alle Zahlungen und Leistungen zu bewirken Und ent-
egenzunehmen, die mit der laufemal-2n Verwaltung 

 gemeinschaftlichen Eigentums zusammenhängen;..  
-16- 



. WIilonaerklärungen und• ZUstellungln .entgegimzunohmen 
soweit 	can Miteigentümer in. dies,3r.  . Eigen- 
schaft ge.richtet- sind;' 	.'• -• -Y2  " • 

4. Massnähmen zu treffen, • die "zur` lahrizig einer Frist -- 
öder Zur ;1.13wendurig eines sonstigen Reo4ttsnaehteils 
erforderlich-  sind; 	 • -' 	- 

5. Aneprüch? gerichtlich und au,Ssergerichtlich geltend • 
zu. machen, sofern er hierin durch Beschlu.se der Mit-;•' 
e igen -Ulme r ermiicht igt ist; 	• 	 : • 

6. die Erklärungan 'abzugeben, die zur Vormatme der, in • 
§ 21 Abs. 5 Nr.6 beze ichrieten" Massriahinen erforderlich 
sind. 	 . 

,;.. 
(3) Die dem Verwalter nach den :.4bsätzen 1;2 zeastehenden_:::  
Aufgaben und Befugnisse könnew.durch.Vereinbareg der : Wohnungs- 
eigentümer' nicht: ginge Kihriekt werden-. 	". 	' 	• 

(4) Der Verwalter ist verpflichtet, Gelder. der' Wohnunge- • 
eigentümer von seinem yermögen gesondert zu halten. Die ih>. 
Fügung liber.  solche Gelder kann von der Zustimmung eines •• ••• 

• Wohnungeeigentümers oder eines Dritten abhängig ,gemacirt werden: 
• 

(5) Der Verwalter kann von den Wohnungseigentümern die Aus-
etenixe' einer Vollmacht surkunde verlangEn, aus der der Umfang 
seiner Vertretungsmacht ersichtlich ist. 

§ .28 .• 

• • Wirt Schaftsplan, ReChntingsiegung 

(1-) Der Verwalter hat-  3egrd.ils für ein  
Wirtschaftsplan ',aufzustellen : • Der •• Wirt Schaft sPlan enthält • • 

1. die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben bei der 
'Verwaltung • des gemeinschaftlichen Eigentums; ". 

. 	 , 
2. die anteilmässige' Verpflichtung der "ohbungeeigentümer 

zur Laeiten-• und Kostentragung;••• 

3. die Beitragsiel st inig der• Wohnungseigentümer 	der 
•• in § "21 Abe, 5 Nr. 4 vorgesehenen.  •lastandhältzrngSL:. 
rück stellung. • 
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(2) Die Wohmungeeigenttlier . sind-verpfliohtet, nach ;Ibrue 
durch den Verwalter demfbeschiCssenen Wirteehaftsplan Out-
nprechende Vorschüsse su: leisten. 

(3) Der Verwalter hat nadh Ablauf des Kalenderjahres eine 
Abrechnung autimstellen.' 

eie.%hnungoeigentüMer könn4n durch. Üehrheitsligeeleuse 
jederzeit .von ,dem Verwalter Rechnungslegung verlaUgen 

(5) über den WirtsChaftepläm e  "die-  Abrechnung und die
Rechnungslegung desVerwaltere-beschliessen die 'Wohnenge, 
eigentUmer durch Stimmnmehrheilt.' 

§ 29 

Irerwaltungsbeirat 

 

 

(1) Die Wohnungseigentümer kennen durch et lemenmehrheit '7 
die 'Bestellung einem Verwaltungsbeirats beschliessen,. Der 
Verwaltungsbeirat besteht ade eineM-Nohnungeeigentümerals 
Vorsitzenden nitd-zwei weiteren WdlueungseigentUraern 
eitzern. 	- 

-(2) Per Verwaltungsbeirat unterstützt den Verwalter bei der 
Durchführung seiner ..lufgaben. 

(3) Der Wirtechaftsplan die 4breohnung ifltr.den Wirteehans-
plane  Rechnungslegungen und roeterietosohläde sollen4.bevor. 
über sie die Wohnungseigentümereersammlung besählieest, com 
Verwaltungsbeirat geprüft Und mit dedeen Stnllungnahme 
versehen werden. 

(4) Der Ve 	1t..ngsbeirat wird von dein Vorsitzenden nach 
>darf einberufe». 

-18.- 
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4. Abschnitt 

, • 

.• 

Wohnu•ngs...rbbaur'en.• t 

§ .30 

(1 )- Steht ein Erbbaurecht mehreren gemeinschaftlich nach .  

Bruchteilen-zU, ' so können die Anteile in der.  Weise .beschränkt 

• . 	• 

'werden;:dass jedem der Mitberechtigten dtis • Sondereigentn.m.-  

an ' einer bestimmten Wohnung Ader an - nicht.zu Wohnzwecken:.  

dienenden. bestimptemBäuen.  in einem auf Grund •.des Erbbau-

reAets errichteten. öder zu errichtenden Gebäude eingeräumt 

wird (Wohnungserbbaurecht, Teilerbbaurecht).. 

_ 	 . 	 . 

(2) Ein Erbbauber:chtigter.kinn.  das Erbbaur2ciat:inentspro-: 

ohender_Anwendung'des1.8 	 • • 

• . 	 - - 	 • 	 . 	 ' • 	

• Z .  

t3) Für j7.iden Anteil Wird von Amts wogen.ein:besonderes .  

Erbbaugrundbuchblatt,angelegt.(Wohnungserbbau4rundbuch;',-. 

TeilerbbaugrundbuOi)„7m Uprigen ,gelten,filreas gohnungs-,•  

erblaUrechtjTeilerbbaurecht) - die-Vorschriften über das 

Wohnungseigentum (Teileigentum).entsprechend. 	
'• 

Datier vt •Ahnrecht 

§ 31 '  

Begriffsbestimmungen 

.(1) Ein GrundStück kann in der Weise•belastet werden,..-4aas 

derjenige; zu dessen Gunsten .die Belastung erfolgt, berechtigt 

ist, unter AUsschluss des Eigentümers eine. bestimmte Wohnung  

in einem aUf' dem Grundstück errichteten.oder zu errichtenden. : 

Gebäude zu bewohnen.‚oderip. anderer Weise zu nutäen (Dauer-

wohnrecht). Das.  Daüerwohnrecht kann auf einen ausserhalb des 

-19- 
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• . 
Gebäudes liegenden -Teil dee Gründeecks erstreckt Werden,. 
• sofern die Wohnung wirt echaftlich die 1:istirissehe -bleitrt • 

(2) Bin-  Grundstück kenn iu der Weise belastet werden, dass : 
•derjenige., zu de Seen gunat en.  die"Eelastung • erfolgt • berechtigt 

. 	Unter. Ausschluss. des Eigentümers :niCht• zu. wobnZwewkon':• .:' 
dienende bestimmte itätime 	einem..auf "deml .Grunditück .errichte- 

.ten.  oder zu' errichtenden Gebäude zu nutzen . (Dauernüttungsrecht ). • ," 

dee lanerwohnrecht . eniSprechend. . 
.••.. 	• 

: § • 32.- 

Vorallesetzegen der gintragulig ,,."..• 

: (1) Das Dauerwohnrecht soll nur 'bestellt Werden; wenn 'die 
. Wohnung in.. sich abgeschlOssen ist.' •- 

(2)' Zur näheren zä ichnting''.de s Gegenstandes und des • Inheis 
des., Dauerwähnrechts kann . auf die; Eint ragUngsbeWinigung' Bezug 
genommen werden. Der' Bintragan  gäbewilligung sind als :Anlagen': 
beizufügen: 	 • 	 "• 

1 eine von der Baubehörde mit Unterschrift und Siegel 
oder Stempel versehene Batizeiobnung>,', ans der die,' 

dee Gebäudes Sowie - die Tage -und Grösse der 
• dem DatterWohnrech:t unterliegenden:-Gebäude' und. Grund.; 
stücksteile ersichtlich ist (etufteliarigsPlet2); .• 

2. eine Bescheinigung der -Banbehörde.,"dais die Voraus- • • 
se tzungen -de S libs.1 vorliegen.  

-- (3) Das Grundbuchamt soll die:Eintragung diä Dauerwohnrechts-. 
üblettner], wenn über die in § .53 Abe, 4 Zirp, 	.bezeichneten 
lngeIegenheiten, über die Voraussetzungan dee' Heimfalianspruolis 
(.§- 36 "Absil ) und über die Bntschädigung beim Heimfall (§ 36 
AS: 4 ) keine Vereinbarungen getroffen" sind. 	• 

, ' 	• 	. 

(3) Filr' das Dauernutzungsrecht 'gelten-  die'Torschritten Über , 	• 	, 
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§ 33 ,.. 

Inhalt des Denerwohnrechte.  

(4 Das Dauerwohnrecht ist veräusserlich und .vererblich. Es 

Zipan nicht-unter einer Bedingung bestellt werden, 

(e) Auf das Dauerwohnrecht sind, soweit- nicht etwas anderen ,- 

Vereinbart ist, diee-Vorechriften dee §.14 entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Barechtigta-kann.die zum gemeinschaftlichen •Gebragoh 

beet2enten•Teile, Anlägen.  und Einrichtungen' des Gebäudes usd. Grund-

atückn mitbenutzen, soweit nichts anderes vereinbartist,. • 

(4) Als Inhalt dep-Denerwohnrechts kennen Vereinbarungen ge-

troffen werden über : 

1, Axt und Umfang der Nutzungen;  

?. Instandhaltung und jetandsetzung der dem Dauerwohnrecht 

unterliegenden Gebäudeteile; 

3. die Fflightdes Berechtigten zur Tragung:öffentlicher 

oder privatrechtlicher Lieten: dee Grundstucks; 

4. die Versicherung .des-  Gebäudesund seinennederaufbau 

im Falle-der 3eretörungi 

5. das Recht des Eigentümers, bei Vorliegen bestimmter 

Voraussetzungen aicherheitsleistnng zu verlangen. 

A 34 

AnsprUche des Eigentümers und der Dauerwo 

(1) Auf die Ersatzansprüche des Eigentümers wegen Veränderungen. 

eter verechlechterungen sowie auf die Ansprüche der Dauerwohn-

berechtigten auf Ersatz von.VeryenchIngluk oder auf . Gestattung 

der Wegnehme einer Einrichtung sind die §§ 1o49, 1057 dee Bürger-

lichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden. ' 

(g) Wird das Dauerwohnrecht beeinträchtigt, so sind auf die 

AnsprUche des Berechtigten die für die Ansprüche aus dem Eigentum 

geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

§ 35' 

Veräusserungsbeschränkung  

Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbart werden, dass 

4eer Berechtigte zur Veräusserung des Dauerwohnrechts der 
-21- 
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-37 
Vermietung 	. -• 

.- 21 

Zustimmung des Eigentümers oder eines Dritten bedarf. Die Ver-

a chr iffen des § 12 gelt 2n in diesem Palle entsprechend. 

§ 36 	 7 

Heimfallanspruch:- 

-1.1a Inhalt des Dauerwöhnrech.ts kann vereinbart werden., ,daß 

derlie  rechtigte verpflichtet ist, des Dauerwohnrecht ;mim Ein-

tritt bestimmter Voraussetzungen auf den Gruzidetückeeigeiittliter. 

od.sr  einen von diesem zu bezeichnenden Dritten za -übertragen 

(1e4realla.nsPruch). Der Heimfallanspruch kann nicht von dem 

Eigentum an dem Grundstück getrennt Werden., 
.. 	- 

(2) ezieht sich das Dauerwohnrecht auf Räume, die dem Mieter- 

Schutz unterliegen, ao kann der _Eigentümer von dein Heimf allen= 

spruch nur Gebrauch .machen, wenn ein.  Grund vor Hegt, raus de. ein 

geernteter die Aufhebung des• mietverhältuie sea verlangen oder 

kündiget: kann. 	 • 	 : •.. 

(3).  'Dar ßeimfallanspruch verjährt, in seChis Monaten 1TOn dem..: 

Zeitpunkt an, in•dem der Eigentümer 'von dem Eintritt der Voraus-

sefaunen ]enntnis erlangt, Ohne Rücksicht auf diese Kenntnis 

in' zwei .  Jahren von dem hintritt • der-,.VcrieueeetZungen- 

(4),  AIs Irthalt des Dauerwohnrechte- kann vereinbart werden, daß 

der Eigentümer dem Berechtigten eine Entschädigung zu gewaren 

hat, wenn er von dem Heimfallrecht. Gebrauch macht. Als 'Inhalt 

des Dauerwohnrechts'. können Vereinbarlugen über die Berechnung 

Oder Höhe der Entschädigung odee' 	Lrt ihrer-  Z.ahltu2g, 'getreffen 

'werden.. 

'(1.) Hat der Dauerwohnberechtigte die deibaueewähnreCht unter- 
. 	. 	. 

Iieß 	 .enden Gebäude- oder 'GrundstüCksteile veemietet oder ver- 

pachtet, so erlischt , das -35,iet :.oder Pachtverhältnis, wenn das 

Daueewohneecht 	 '' • 	• 
. 	. 

(2) Macht der Eigentümer von seinem' Heimfallanspru.ch Gebrauch, 

So tritt er oder derjenige, auf den: das lauerichnrecht zu über- 

trezen. ist, in das riet- _oder l'acht-Yerhältnie ein' 	Vorsthrifteu 

der §§ 571 bis 57e des Bürgerlichen, Gesetzbuches e.0.ten ent-

sprechend . 
-22- 



22 „.. 	 , • 	 . 
(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn dast .Dauerwohnrecht ver- 

äussert wird.-  Wird das Dauerwohnrecht im Wege der, .Daangavoll- . 	, 
atAwkung veräussert, so steht demErvr  erber ein Kündigungdieecht 

in .entsprechender Anwemitwg des §57e.4es•'..geset-zes,..über 
•.: 	.. 	•  

Zwangsversteigerung. und ZWangetervkaltung 	, -- 

-' 
	.• 	• 

§ 38 
	- 	; • . 

Eintritt in das Rechtsverhältnis  

(l) Wird das Dauerwohnrea.ht veräussert;. so 'tritt der' Erwerber , 

an. Stelle des -Veräusserers in die sich während der Dauer. seiner •••• 

Berechtigung aua dein li.echtsverhältnis -zu dem Eigentümer ergebenden. 

-Verpflichtungen ein...  

(2) Wird das Grundstück veräussert, so--  tritt der .ErWerber an: 

Stelle des Veräussere.re 	die sich während der Dauer seines, 

uigentuba ans dem Rechtsverhältnis zu' dem. Da  uerwohnbereohtiätin,  

ergebeiden Rechte ein. bse gleiche gilt. kei: den. trwerb auf Grund 

Zuschlages in. der Zwangsversteigerungi-ivenn' das Dauerwohnnecht,-1 ,'?;;. 
2  

durch. den Zuschlag nicht erlischt • 

A 39 

. Zwangsversteigerung  

• • 
(L Ale Inhalt des Dau.erwohnrech.ts,:kann.":vereinbart werden, -daß . 	. 

das Dauerwohnrecht im •Pallev.der. .ZwangsVersteigernn&« des .Grund+ 

stück,s ablieicherid.  von § .44 .des cesetz‘ ere 

t e ig er ung und ZwenGiverwaltyng auch.: ait4 besti!hari bleiben soll,; 

wenn der Glänbigei einer den Dauerwohnrecht': im 'Range vorgehenden-7 75 

oder gleichstehenden Hypothek, GrundsChuld-,. RentensChnid''oder'f.:*.. 

Reallast die Zwangsversteigerung 7in :das' Grundstück beteibt; 	„ 

(2) Eine Vereinbarung geMäss Absatz 1 bedarf zu. ihrer Wirksamkeit , 
,•   . 	. 	. 	. 

der Zustimmung. derjenigen, denen eine dem Dauereshaxe Cht im 

Range vorgehende oder gleichstehende • HypCthek, • 
lentenechuld oder.  Reallast zusteht. 	 ,..•••• • 

(3) Eine Vereinbarung gemäss Absatz List nur wirksam für 	• 

den. ,rall, dass der Dauerwohnberechtigte: im Zeitpunkt der 

peststellung der Versteigeriangsbedingtulgenseine fälligen Zahluigs-6 

verpflichtungen gegenüber •dem Eigentümer erfüllt hat; in-Er— • 

gdnzung einer Veminbarung nach Absatz 1 kenn vereinbart werdani 	• 

• • 
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daes das Fortbeetehen des Immerwohnrechts vom Vorliegen weiterer 

Voraussetzungen abhängig ist. - 

§ 40 

Haftudg des Entgelts  

(1) Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden und Reallaetenl , 

die dem Dauerwohnrecht im Range vorgehen oder gleichstehen, 

uowie öffentliche Lasten, die in wiederkehrenden_ Leistungen be-

etehene erstrecken sich. auf den Anspruch auf das Entgelt für das 

Dauerwohnrecht in gleicher Weise wie.auf eirnejdietzinsferderung, 

eoweit- nicht in Absatz 2 etwas »weichehäes beistimmt d iet. Ine 

übrigen sind die für Mietzinsforderungen geltenden Vorschriften 

nicht entsprechend anzuwenden. 

(2) Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbartwerden, daß 

e.yerfUeungen über den Anspruch auf das Entgelt, wenn es bi wieder-

kehrenden Leistungen ausbedungen ist, gegenüber dem Greeibiger 

einer dem Lauerwohnrecht im Range vorgehenden oder gleiobSte-

honden Hypothet,;Grundschuld,.2entenschUld oder , Reallast wirk 
qui eine, Für eine solche Vereinbarung gilt'§ 39 Abe: 2 ent-

sprechend. ' 
§ 41 

Besondere Vorschriften füe langfristige Damerwohnrechte  

(1) ler Dauerwohnrechte an Wohnengen, die zeitlidh unbegrenzt'. 

oder für einen Zeitraum von mehr als zehn Jahren eingeräumt sind, 

gelten die besonderen Vorschriften der Absätze 2 , und 3. 

(2) Der Eigentümer ist, sofern nicht etwas anderes vereinbart 

ist, dem Dauerwohnberechtigtengegenüber verpflichtet, eine dem 

DauerwoLerecht im Range vorgehende oder gleichstehende Hypothek 

löschen zu lassen für'denTall, dass sie 'eich mit; dein Eigentum 

in einer Person vereinigt, und die Eintragung einer 'en;sprechendern 

Löschungsvormerkung in das Grundbuch zu bewilligen.' 

(3) Der Eigentümer ist verpflichtet, dem bauerwohnberechtigten 

eine angemessene Entschädigung zu gewähren, wenn er von dem 

eleimfallrecht Gabrauch macht. 

§ 42 
Belastung eines Erbbaurechts' 

(1) Die Vorschriften der §§ 31 hie 41 gelten für die Belastung 

Beinas Erbbaurechts mit einem Dauerwohnrecht entsprechend, 
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(,2) Beim Heimfall des Erbbaurechts bleibt das Dauerwohnrenht lacesteL:n, 

III. Teil 

Vor f al_rensvors hrift° n 

1. Abschnitt: 

• Verfahren der freiwilligen Garichtabarkeit  

...Wohnungsaisentumgseachen 

§ -43 	• 
Entscheidung dureh..den Richter  

(1) Das A.mtsgorieht;: in.  dessen Bezirk das;Grundstilok liegt,- 

. entscheidet. im Verfahren der-  freiwilligen Gerichtsbarkeit:' • 

j_. • auf Antrag:•einoa isZerantgäo 1 g g nt tizac .übc:r• 
aus dar .C-emoinechaft• der Wohnungseigentümer und 
aus dar Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums 
ergebenden Rechte und• Pflichtah. der Atehnungecigone 
tümc:r unteroin.ander-  mit ,Ausnahme ..der Anspräela.° im. - -
Falle der Aufhebung. der :Gemeinsohaft (§ 17) und auf • ' 
Entziehung des.  Wohnungseizontum •(§§ 18r  19) ; • 

2. auf Antrag einett Wohntingeeigentümers 'oder des Vor-
'warbors über die Rechte und Pflichten des 'Verweltore- 
,bei der Verwaltung -des ,gemeinschaftlichen. Eigentums; 

• • 	• 
3. auf Ap.trag eines 'ffohnungseigentümGrs oder Dritten 

-über .die Böeteilung eines Verwalters im Falla 'des 
§ 26 Abs. 2> ..••• 	 • - 	 •-• • 

4. auf Antrag eines Wehhungseigenttimera oder des Vor-
waltors über die Gültigkeit von. Beschlüssen der Woh- 
nungseigentümer., 	• 	. • .. 	• 

(2) Der Riehter, entschoidet,--'soweit:sich diw'Rogcltuag nicht • .- • 

.aus dem Gest.tz, einer Vereinbarung oder.  einem Beschluss der 

Wohnungseigentümer ergibt, lb. eh. billigem Ermessen, 

•(3) -21.12, das Vortabrare g9. 1ten` die 'besonderen Vorschriften 

der §§ 44 bis 5°,_ • 	 . 

(4) .-An. dem Verfahren Beteiligte.sind: 	• 
1, in den Fällen des. Absatz 1 Nr: 1 säMtlichc.:•Wohnungs-;  

cigentitmer; 	s • ' 

2. in den Fällen des' Absatz 1 iirn.• 2 und 4 die Wohnungs-. 
aigc.ntümer und. der Verwalter; 

3. im Falle des Absatz 1 Nr. 3 die Wohnu.ngseigcutümer 
und der Dritte.- 
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-4..4 

bmoj a runüsetzo  

(3,) Dor Riehtor,aoll 	Betailigton in der Boge?. =Und- 

lieh veihrinAeln und hierbei darauf hinwirken, dass sie eich 

gütlich oird,gont 

(2) Kommt eine 31nigung zusandel _so iet hierüber eino_Ifisdor-J-

eChritt aufzunehmen, und zwar nach -den, Verseh.rionÄ die für 

die ifiedLreetiritt über otnen"Nrgleich 

etreit guaton. 

(3) Mor kickter kannffire Dauer das Verfahrene oinetwei.ligo 

nordnungen. troffeni Diese". 4önnon -Selbfltindig nicht 

fechten worden:  

(4) In dor Entscheidung 10°11 dor Rioheia. dio Anordnungen, 

troefon, die Zu ihrer Durchtithrung erforderlich eind* Die  .•- 

2,70cgtheidung ipt zu. begründen* 

§`45 	• 
Reotsuattoi t  Ifechtsenft 

(1) Gegen die BettieheiduAg st ,aiee eotort,,ige besahwerde 

Wailasie wenn der wert des 13eachWurdcgogonettandee fünfeifs 

Dcutsohe Mark übersteigt* 	 • 	. 

(2) -Entscheidung wird mit 'dor B.oehtekratt wirksame  'Sie ist 

Bteiligton binfiona* 

(3) Aue rochtskräftigon Igntieheidungen,_ gerichtlichen Vor-. 

gleichen ,und einstwolligen .4nordnungon Zindet _die Zwangs-7 

Velletrockung nach. den Vorschriften dorivilprezesserenite- 

• 

•(4) Ebben °iah die tatsächlichen Vor4ä4pisso woiontlic# 

geändert, so :kann  dor Richter tut 2,ntreg Qilati Boteiligton 

seine ii:712.tschoiclupg oder einen gerichtlichen Vergleich ändern, 

soweit dies zur Vermeidung ninor'unbilligEn-Berto notwandig iet 

statt 
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§ _48 
Kosten des Verfahrens.  

• 

§ 46 . 

Verhältnis zu Rechtsstreitigkeiten 
. 	. 	 . 

(1).Werden in einem Rechtsstreit-Angelegenheiten anhängig ' ge- 

macht, über die'nach 	Abs,I.im- Verfahrn ;dorfreiwilligen _ 

Gerichtsbarkeit - zufenteWeiden ist r .so hat das'Prc;Zoßgerieht 

dio . Sache insoweit an das nach 43Abs.j Zuständige Amtsgc-. 

richt zur Erledigungim:vorfahr'ender.freiwilligon,Gerichtsbar-' - 

keit:abzugeben..Dor Äbgabebcshluss kann nach Anhörung der._ 

Parteien :ohne mündlichu:Inirhandlung :crgähen..ErTistfür das: 

in ihm bezeichnete Gericht binded., 

(2) Hängt dicEntschoidung eines Rechtsstreitosvom Ausgang 
.: 

eines in §:43 Abo. 1 bezeichnoton Iterfanrcnnab, so -kann das 

prozossgericht•anordnen, dass die-vorhanälung bis zur 2r10-., 

digung.diesusAcrfahrens ausgesetzt wirdw 

• § 47' 

Hosteneütschoidüng 
• . 

.9Welche Beteiligten die Gerichtskosten zu tragen haben,, bestimmt 

dar Richter,nabh billigem Ermessen. Er kafln dabei 'auch bostimmon 

dass die aussergerichtlich= Koston ganz oder teilweise zu•. 

- orstatton sind. ' 

,• 	, 
(1) Für-das gerichtliche Torfahren Wird äio volie Gebühr erhoben. 

Kommt es zur gerichtlichen Entscheidung, so erhöht sichdie - Go-i: 

liihr auf das Dreifache der vollen Gebühr. iird der Antrag zurück-
dundii4,n, bover els:su einer EitschCidang oder einer vom' Gericht 

Verittclton•Einigung gekoMmenist,e0 ermässigt sich die go 

bühr auf die Eälfteder vollen Gebühr.. 

(2)' Eer Richter setzt don.Geschäftiwort nach . dcm-Intei'esse ., . 

derBctoiligten an der Enteheidung.von,Amtswogen.festiA2e,.. 

Geschäftswert ist, sofern nicht aunahmeweiso.dasInterease.  

clor Beteiligten erheblich höhLr eder niedriger zu,bewortonl,st,' 

der viertel jährliche, Mietwort:der•Gebäude—uhd.Gruhdetückstoile 

anzunehmen. • 

• ' • 

• 



fo,hrens vor dem übernehmendon'eoricht 	behmiteln, 

2. Abschnitt • - 

Zuständig]!: it für .Ree4tastreitigkelten 

§ 51  

27'- 

(3) Für das Beschwerdevorfahren wordon die gloichon Gebühren 

wie im ersten Rechtsztigerheben, 

§ 49 
Re chto anwiltsgebühron 

(.1) Die-  für die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten geltenden 

'eraehtliten dor Gebührenordnung für Rechtsanwälte sind' pinn 

gemäss anzuwcndoä, 

(2) Beschwerdeverfahren erhält der $cc hte eit 4,1.6'4101ehen 

ehtthr 011 1910 im ersten Rechtezug. 

(3) D19 Gebühren bemessen sieh nach dem für die Bereoh=g 
• 

dor Goriohtegebühren massgebenden Gesehäftswerti 

50 
gosten' des, .Terfahgene vor' dem, :Pragulktzielt 

Gibt das Prozeßgericht die Szeihe. ..naeh § .46 en das Aressericht • 

• ab, •so ist. das bisherige Vorfahren:  Vor, dem. irozeßgeelaht ±itz 

iliebung-  der Gerichts- Und .Rechtsanwaltskosten als. Teil `des 

zuständlzkeit für die Sago 'auf Entziehung des' Wohnunge-- 

. 	• 
Das Ämtsg,drichtt . in desseiiiiezirk des-lrundstiiek liogti.  ist 

,obn6 Rüdkijaht ae.  den -yiert 'dei. Streitgegenstandes .für. Rechts- • 

streitigkeiten zwischen Wohnmieseigentümern wegen Entziehung 

das Wohnungseigentums (§ 18):. zuständig..,. 

•, § 52 • 

• Zuständigkeit für • echtsstreitt keiten übi:r das aue ohnreeht.  

Das. Amtsgericht,-  in-dessen Bezirk das-  Grundstück. 	..st • 

Aue Rücksicht au 4 den.  Wert des Strtitgegenote.nd es zuständig 

Streitigkel-LAC-  zwischen dem Eigentümer und dem DauerWohn-

berechtigten über den in § .33 bezeichneten Inhalt und den Heimfall 

(.§ 36, Abs. 1.4 3) 'des Dallezwobarechte i 

' eigentums  

-28- 
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.3e Abschnitt:  

Verfahren bei >der Verstaig‘rung desWohnungscigantums  

§  
Zuständignikaiti Verfchren 

(1) pur clic- freiwillige Versteig-rung des Wohnungseigontwas 

im Falle des § 19 ist jeder Notar zuständig, in dossen 

. 	- 
(2) Das Verfahren bds timt sich .,nach den Vorechriften dar 

§§, 54 biS 58. Für die du4h dic yerateigrung.  vercnicssten  

Beurkundungen geiten 	emeinan Vorschriften. Dia-  vor- 

schritten
. 
 der Verordnung iib*r die Behandlung von Geboten in der ., 

Zwringsvcrateigorung +am.  30•Juli 1943. (Reichsgesetzbl. 1 St 354, 

370) in der, passung,der Verordnung vom 27;;Tanu.ar. 1944 (Roichsga- 

setzbl. I 5. 471 sind Sinzle  oeted..anitnyondone 	• 

5 . 54 	. 

(1) Die Versteigerung erfolgt auf .batrag ci:nos jcdan• dar • - 

wohnungseigentümer, -  die das Urteil gemäss § 19 erwirkt 

hr.bande.. ,  

(2) -  In den Antrag soilen•clae Grundstii&k, das .zu -versteigernde -• 

wohnungseigcntwiund.. das UrtaiI;;- if Grund dessen, die Voretci-; 
. 	.. 	• 

. gorung erfolgt,: bezeichnet- 	Dem Antrag, soll 'eine bcglau7,.. 

bigee..:4bschrift, dos Wohnung.SgriindbüChs.. *imad;ein Auszug aus 'dann 

. 'Vergaiehni.s der GrundStückcheigefügt Würden: 

" (.3) Die Verstoigerungsbcdingungen stellt dor Notar nach billi-

gem Ermassen fest; dic Antragsteller und der verarteilta_.*oh- - 

nungseigontümer sind vor.dar Teststallung zuaören. 

e . 55 
Termineetimmung 

..(1) Der Zeitraum, zwischen der Anbersumung des Termins .und den.  
Termin soll nicht mehr als drei Monate betragen. ZWischen der 

Bekanntmachung der Terminebestimmung und dem Termin soll in 

der Regel ein Zeitraum von.sechs. WoChen liegen.- 

Apatslaczirk das Grundstück liegt., 

. 	. 
Lxiter.g, veräteigerunebodingungen 
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(2) Mio Terminsbestimmung.soli enthalten: 

1. die Bezeichnung des Grundstücks und id,Jel zu vor.. 
eteigernden wohnungseigentume;• • ' ' 	 '- 

2 Zeit und Ort dor Versteigerung; 	. 

3. die Angabe, dass die Versteigerung eine 	froiwilligo 
ist; 	 . 

4. die Bez.elöhnung dos verurteilten Wohnungseigentümers 
sowie die Angabe des Wohnungsgrundbuchblattes undt-
eeweit möglich, des von d.:.r freisbehörde bestiMmten 
Betrages des höchstzulässigen quboto; 	J: 

die Angabe des Ortest  wo, die fesigostelltui Versteigoruw-
bedingungt;n eingesehen, werden können. 

(3) Die Tz.rminebestizahmag ist öffentlieh hekanntiggebon: 
. 	 • • 

1, durch einmalige, auf Verlangen dCs verurteilten-Wohnungs- • 
eigentümers Mehrmalige Bivirilakme , in das Blatt, .das. für • -
Bekanntmachungen -ics nach •§ .43.. zuständigen Amtsgerichts 
,bestimmt ist; 	. 	•: 	 • .•., 

 

2. durch Anschlag der 'Teritdasbesitrunnng -in dor. Gaziellee, 
. in deren Bezirk des 'Grundstück liegt,:  an dio 'für amtliche 
: Bokanntmachungon bestimmte stelle; 	 ' 	• ; 

3. durch Anschlag en die Gerichtstafel des nach § 43 
zuständigen Amtsgerichts.  

(4) Die T‘rminebestimmung ist demAntragatellor und dem INtr- 

urtcilten Wohnungseigentümer 'flitztito nen. 	 ' 	- 

(5) Die Minsicht dor V.erstegerungebedingungen und -der -in '1 54 
Abo. 2 bezeichneten Urkunden ist jedem gestattet. 

§ 56 

Versteigerunestormin 

(1) in dem Verstbiguluestz:rrain worden nach. dem Aufruf der Bache 

die veruteigerungsbodingnelgen und -die -dee 'zu versteigoraido ' Wohnund-; 

eigentum betreffenden Nachweisungen bekanntgemacht. Hierauf.• 

fordert der Notar 'zur Abgabe von Geboten- auf. 

(2) Der• vurutoilte• wohnungseigentümer ist zur Abgabe von doboton 

weder persönlich noch durch einen stolivorter berechtigt. Min 

glichwohl erfolgtes Gebot gilt-  els nicht abgegeben. Die Ahtrotung 

des Rechtes aus dem Meistgebot an den 'Azurteilten Wohnungseigen-

tümer ist nichtig. 
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(3) Hat nrzeh den versteigerungsbCdtigungen !ein •Bieter durch Bluter-, 

legling  von Gold oder Wareepierob'sicherlullt zu. leisten, so gilt 

in dem Verhältnis zwischen den Beteiligten die Übelgabe an den, 

Notar als Hin.perlegung. 

(1) . Zwischen der Aufforderung  zur Abgabe ven Gebeten und dem 

Zoitlepikt, in welchem Flic vorsteigerung  gabchioseen wird, soll 

unbeeche.dot dee ,§ 53 Abs.: ,2 Satt 3 mindestem'. 	stundc 

Die Versteigertuig  eoll solange fortgase-bit  Werden,bie unge- 

ach.tet. der jufferdcrung  das Notars ein Gebet nicht mehr abgegeben 

wird. 

(2) Der Notar hat das letzte Gebet  mittels drd.. mr.1* igen 4ufrugti 

zu verkünden und, soweit, tunlich ,,,den .,;ntregiteller und den 

veruztedaten, Wohnungseigentümer über den Zuschlag  zu hören. 

(3) Bleibt des abgegebene eistgebot hinter Sieben Zehnteln 

des Von der ieoisbehörde bestimmten BetregeS, dee höchstmil.äderigen  

GCbote oder in Egmengelung eine. solchon hinter siobett Zehnteln 

das Einhoitswertes des verstoieorten. WOhifungseigentuns zurück, 

so kann dor verurteilte Wohnungsoigontümer bis zum Schluss der, 

Irgrhandlyng über den Zusehlos  (Absatz 2) • die'Areleocuig.  des Zu-

schlage verlangen, /  

(4) Wird. der Zuschlag nach' 4Tteatz "'Verbogt, Se hat der Notar: 

von s'Imta wogen einen neuen Versteigerungstermin au. bestimmen,' 

Der Zeitraum zwischen den beiden. Terminen soll "sechs woehon nicht.  

tiberstctizen; sofern. die Antragsteller nicht einte längeren Frist 

• 

'EUstiMMen. 

(9) In den neuen Termin kann dor Zuschlag nicht n eh Absatz 3. vor- 

sagt worden., 	 . 
e58. 

Re chtemitte 1 

(1) Gegen die Vertilgung des Notars, durch die d±0 Versteigeunge-

bodirgungerf festgesetzt werden, 'aolWie gegen die Entseheidunz des 

Notars, über den Zuschlag findet das Rechtsmittel dor sofortigen 

'loschviertle mit aufschiebender Wirkung  statt. über die sofortige 
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Deschwordc entscheidet das Land Gericht, i.n. dessen Bezirk dor 

Notar ecinon 	 hat.' Eine WOitere Beschwordo ist nicht.. - 

znläasig• 

(2) Pür die sofortige Reedewerde und das Verfahren dos 33oachwer-
deerichta 7(aten. die Vorschriften des Reichsgesetzes über eio 
:.ncgioaoloaciten d er freiwilligen Gerichtsbarkeit-. 

IV, Teil  

Ergänzon o Bestimmungen  

§ 59 . 

or& für die naubehtirden 

Bor Bundesninster für Wohnungsbau erlässt im Einvornchman .  
rait den BWeesminister der Justiz Richtlinien für die --33eiabo- 

. hizirdon über die 'Boscheinigung gemäss -§ T 	4 1r.:2,./.32 
2,.ba,i• 2 Nr. 2.• - -' 	 - 	 • 	• 

§ 6e 
Ehewohnung 

.Dic Vorschriften dar Vorordnung über die BehandlunG der Ehe 
wohnung undece Heusrate• (6. eurehführungaverordnung znm-Ehage- • 
setz) vom 21.oktober 1944 (Reichsgeeetzbl. I S. 256) geiten ent-
sprechende  wenn die Ehewohnung im Wohnungseigentum eines oder 
beider Ehegatten steht leder wenn einem. oder beiden Ehegatten, 
das _Dauerwohnneht an der Ehevvphrmng zusteht.. 

§ 61 	- 	Anlagen 3. - 5 , 	- 	• 
. • zu 344ö/1 19010/53.• 

Elinheitobewertutig 	 • 

Jedes Wohnungseigentum bildet eine wirtschaftliche Einheit im 
Sinn.° dos § 2 des Reichsbewertungsgesetzes und €2_11031.  

ständigen steu.orgegenstand im Sinne do.s Grundatou.ergesetzes.-  

4 62 

Gleichstellung mit Eigenheim  

im Wohnungseigentum stehende Wohnungen, -die die 'voraussetzungen • 
einer Kleinwohnung im Sinne der Vorschriften 'über die• ßenmin-

nützigkeit im Wohnungewesen_erfrillen, stehen einer Wohnung im 
eigenan Einfamilienhaus (Eigenheim) gleich. 



-32- 

$ 63 
überleitung bestehender Rechtsverhältnisso  

(1) Worden Rochtsverhältnisse, mit denen ein Rochtserfolg bezweckt 

wird, der den durch dieses Geäetz geschaffenen Rechtsfarmen 

entspricht, in solche Rechtsformen umgewandelt, so ist als GO-
schAftswort für die Berechnung der hierdureh.veranlasstenGo-

bahren der Griehte und Notare im Falle des wohntzugseigentums 

Gin Fünfundzwanzigstel des Einheitswertes des Grundstückes,'im 

Falle des Dauerwohnrechts ein Fünfündzwanzigetel des Wortes 

des Rechtes anzunehmen. 

(2) xefolgt die Umwandlue gemäss Abs. 1 binnen zweieer Jahre' 

seit dem Inkratetretea dieses Gesttzcs, so 'ermässigen sich die 

Gebühren ane die Hälfte. Die Frist gilt als gdwahrti wenn der 

Antrag auf Eintragung in das Grundbuch rechtzeitig gestellt ist. 

(3) Durch Landesgesetz können Vorschriften zur tbeileitung be-

stehender, auf Iandcsrecht berubonder Rechtsverhältnisse in die 

durch dieses Gesetz geschaffenen Rechtsformen getroffen werden. 

§ 64 
Inkrafttreten 

DieSge3 Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Eraft• 

Der Bundespräsident 

Dor Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Judtiz 



Anlage 2 zu 3440/1 - 20984/50 vom 15.12.1950 

Begr ü n d 
zu dem Entwurf des: Gesetief:1 inter -das 
Wohnungsigentiim und das "Dauerwohnredbt 

-(Wöhnungseigen-tumsge Setz) a 

Der Wohnungsbau, eine "der vordringliohen-Aufaben . der begeavrart 
:bat auch-auf dem- deblite dee Rechtä nette Aufgaben, gestellt. - Es hat 
siob geneigt, dass die in gewisseM sinne eklaesiaohenp8ec4taformen 
des WobnungeirechtS, ciaa Eigentum' und die • Miete, nicht ausreichen, ." 
um allen Anforderungön gerecht zu: werden, die.  sich bei der recht-
lichen Vorbereitung 'uäd Durchführung der Bauverbüben unter den gegen-
wärtigen Verbältn.isiten• ergeben. Dies bat .  eeinen,Grund Qu .einem Teil 
darin, dass in erheblichem Umfang Tersonezi, . die bei den fieb.eren 
vtirtieleftlichezi --Perhältn.teeen nur als Mieter •inBetrabht gekommen 
wären, Finanzierungsbeiträge für den AUf- oder 'Ausbau von .Gebäuden. 
leisten. Mit -,ügte des Mietvertrages hat sich eine angemessene Siehe-
rtue für derartige Kapitalbeteiligumgeh "nicht erreichen lassen, da 
das Xtindigturtgereeht • ded Erstehera (§ 57 a ZVG) und .die Yorachriften,• 
her .  die Wirksamkeit von VOrausierftfiungen über den Mietzins beschrän- 
ken, -die .zum Schutz eines Mieters getretenen Vereinbarungen unwirk-.  
sam machen  können, Dazu kommt bei' einem weiteren Peraollen)rreidi dessen 
Mittel 013111 Bau eines Eigenheims flieht 4weeichen, 	geh nach dem 
Erwerb wenigstens eines eigenhollehnliehen Teile eines grösseren 
äss, Eierbei ist auch der. Gedanke maßgebend, dads dem Eigenteer oder 
deiljaalgen, der sich in .einer eigentilMerähn,lichen•Stelltu2g 'befindet, 
die-  fortschreitende Tilgung• de's Premäkapitsla zugute: kommt, die,  .zu 

ErmäsEfigung - der Wohnkosten bis auf die reinen Bewittadsf.tak.osten. 
führt, während- -.der Mieter.  einen stete gleichbleibenden 'Mietzins: zu,' 
entrichten hat: 

• • 	• 
Aus solöhen Erwägungen ist der Wunsch nach neuen ReChtforman ins 

Wahnungerecht, nach dein Wobnungselientumr . und dem vererblichen und 
.veräusserlichen "dinglichen Wobnungsrecht" entstanden, der seinen • 
Niederschlag auch in den. Bundestagsdrueksachenür.168 und 252 gefunden 
hat. Es bat nicht an VersUchen gefehlt, dem eretrAten Ziel mit den 
Mitteln des geltenden Rechts nahezukommen. Insbesondere bat man eine 
dem Poelungeeigentum entsprechende Rechtsätellung auf dem Woge über 
das. Miteigentum und die durch § 3.010 BGB gestattete dinglich wirkende 
Benutzungeregelung, andererseits ein an die Stelle der Miete tretendes 



"Eigenwohnrechte auf dem. Wege Tiber,. § 1093 BGB, erreichen wellen.. 

Beide -Versuche haben aber mangels ausreichender gesetzlicher Grundlagen 

- nicht in zuverlässiger und, rechtlich bedenkenfreier Weise . zum Ziele 

führen können. AlP,Weitere..Reehtsgrundlage ist dann der Vorbehalt des , 

:Arte.  131 EGBGB herangezogen werden,' der .die Ausgestaltung der Mit-
_ 

eigenttimergeieinsehaft zum sogenannten "unechten. ptoolmirkspigenture 
•  

dem Landeerseht überlässt. Von dieser Möglichkeit hat das. Land Württem-

berg-.Baden mit seinem Gesetz über .das Miteigentum nach Wohneinheiten • 

...:Gebrauch' gemacht; Bayern hat eine ehrliche Regelung vorbereitet. Die 

•der 'Landesgesetzgebung eingeräumten Möglichkeiten sind. jedoch zu. eng - - , .. • 
begrenzt; ausserdem ergab, sich hierbei die Gefahr der-  Reehtszersplit--- • 

terung auf 'einem wirtschaftlich wichtigen Gebiet. 
•• 

Alle diese Umstände haben es -als notwendig erscheinen lassen, den 

Weg einer bundesgesetzlichen Lösung• deä Fragenereisee zu beschreiten. 

Demgemäß'etellt der vorliegende Entwurf dem Rechtsverkehr zwei. bisher 

-nicht gegebene rechtliche GestaltlingsmögliChkeiten zur Verfügung: 

das Wohnungeeigen.tum Und' • 

das Dauerwohnrecht. 

Er besehränkt allerdings diese Rechtsformen nicht auf Wohnungen, 

eondern gibt die Mögliekeit, auch an Räumen, die nicht zu Wohn-
• 

zwecken dienen, insbesondere also an Läden, sonstigen Gewerberäumen, 

• Praxiseumen und dergleichen; die entsprechende Rechtsstellung * zu 
•  

erlangen ("leileigentumm, "Dauernutzungerecht»).  

• Dabei wird nicht verkannt, dass diese neuen Rechtsformen ihre 

Wirtschaftlichen Bewährungsproben noch zu bestehen haben, werden.Man 

wird. es  aber der zukünftigen Entwicklung überlassen können., .333.  

-ohm Umfang- der Rechteverkehr von den neuen Rechtsformen Gebrauch • 

`machen wir$ und welche Erfahrunge4..Sicb.- dabei ergeben werden. Es . darf 

jede.n.fällä kein-  Mittel -unversucht bleiben, das.:einen Anreiz zu 

teren KapitalaufwendUngen für den Wohnungsbau bieten und,eb .zur:, 

Steigertulg . der Bautätigkeit beitragen knnri• Die neuen Rechtsformen 

-.:werden sich dann -wohl auch bei der Gestaltung-der Rechtsverhältnisse 

als zweckdienlich erweisen, ..die sich durch die ,Notwendigkeit der: 

Beschaffung ven -Geldmitteln anlässlioh des Lastenausgleiohs und-. durch; 

'Maßnahmen' der • Gru-ndstücksuirl  egung...beim Wiederaufbau.. der zerstörten 

Städte ergeben werden. 
7  3— 



Yen einem Ausbau der MiteigentUmergemeinschaft in dem durch. Art .151 

2GBGB vorgezeichneten Rahmen, der in früheren Erörterungen erWogen 

-wurde, sieht der Entwurf ab. letir diene Rechtsferme  die nur eine 

sch.wäohere --und unvollkommenere Abart des Wohnungeeigenturas darstellte  

dürfte kein Bedürfnis mehr bestehen.' Der Entwurf schliesst allerdirgs 

die durch Art:: 131 EGBG>l der LandeagesetzgebUng gegebene Möglichkeit 

nicht aus; andererseits erleichtert er aber die überleitung landes- 

- rechtlicher keehtErverhältniese in die, neuen Ruoh.tsfermen dureh .seinen 

egg. 
Die als EitierweiSe gedachte abgekürzte Biessiehhang oWehnunge-

.eigenturisgeeetze ist dem östarreichisehen Gesetz vom 8.74948 naohge-

-bildet; 
• 

12 2a.1 

Wohnungseigentur4; 

Al7,gamei ne s.  • 

.1. Ein auf Teile eines Ei,Uses . beschränkfee Eigentum war 	Gestalt 

des etbollwerkseigentuman ;im älteren deutsohen Recht weit verbreitet. 

• Nach neueren Foreehungen war ee aber wohl. auch dem römiseheit-Recht 
-..,•• 

nicht völlig fremd. Im geltenden deutechen. Recht hat' eia kaum mehr Be-

deutung -(vgie Arte •182, 189 Abel. Satz 3 EGBG-B),. In seiner eigent;L • • 

lichen PR= ist dieses Steckwerkseigeritum faaf nur noch -in. Würtiemberge. , 

därt allerdinge noch in- verhältnismässig willleeichen.. FäZierti. anzutref— • 

Atislande .  vor allem im Einflußbereich-  den. Code 

Art 684 QG) sind dagegen ReciftsferMene  die .das.Eigentum an einer . 

• Wohnung oder rin. anderen Teilen eines Gebäudeas ermöglicheni. weit ver?7-  

7n-breitet und neuerdings vielfach- beträchtlich, ausgebaut 	eie - 

• haben 'grosse praktische. )edeutung z.B. 	Frankreiche  Italien, Belgien*  

in .14 ord amerika -in den 1 at einaine rikanischen • Ländern sowie in zahlrei-

.,-:ähenkle#teren europäiSchen•Iänciern.. Fast überall haben sie, ihren. Nie-

. dersehlag in neueren Kodifikatiänen gefunden.. Österreich hat im Jahre 

1948 eine dem Wohnungseigentum nahekommende_ rech.tliehe Regelung in 

seinem bereits erwähnten Wohmuigseigenttimsgesetz gesehaffen; 

Niederlande& wird .z.Zt.. ein .eingehender 'Gesetzentwurf ähnlichen in-  
halte behande1t. Die in den einzelnen Ländern gewählten Rechtsformen, 

durch die ein WohnungeeigentuM.  ermöglicht werden soll, weichen in 

4 
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ihrer Konstruktion teilweise voneinander ab was äiis der. Vereahieden- 

heit der allgemeinen Grundlagen des bürgerliehen ReChtä folgt» 	• 

2. Dass nicht etwa. all eine *Jederbelebung ;pes.:'!6:tooketeiriceigen. 

tumsw in seiner altetütlichen Firm gedacht 'werden k:ann, steht ausser 

Zweifel. Die schlechten Erfahretgen, -die mit: di.eiteMl Rechteinstitut 

gemacht werden sind und die teileeise auf der - unenügenden tateäch- • 

,lichen." Abgrenzung. der IM Stückwerkseigentum Stehenden Räuge, teil 

weise auf de' unzulänglichen rechtlichen. Regelung dee iierhältniesee 

ger uS tockwerkseigentümer" untereinander beruhen, können aber nicht 

als Beweis gegen eine"-den neuzeitlibb.en Bauformen entsprechende Rege-

lung angeführt werden, -. delle die unter Ausabhaltung 'dieser Mängel ein 

Eigentumsrecht an einer Wohnung ermöglicht wird. Ziel. dee Entwurfs -ist • 

den Gedanken des Wohnungseigentums unter tunlichster SChonung 

unseres allgemeinen Rechtseatems wieder einzuführen. Der. Entwurf hat 

hierffir den Weg gewählt, von dem Miteigentum Sit.ezugehen. und db.& Ste- 

dereigentum an den Wallnunzen oder sonstigen-Räumen nur in Verbindung 

mit dem leteigentu.m der Wohnungseigentümer stehenden Teilen des ai3- • 

lgiudes zuzulassen. Mit dieser Kgknetnlitttim,' die .  das Miteigentum id_den. 

Vordergrund stellt, weicht der Entwurf von. der. Bundestagsdrucksaohe 252 

. und auch von einer . groesen Zahl ausländischer Rechte ab..: Dies beruht 

auf der Erwägung, dass eine solche Regelung sieh, zwanglos 7 in.- das, SyStem 

unseres bürgerlichen Rechts einfügen-lässt und dass sie auch dem wirt-' 

sehaftlichen Verhältnis-  der beiden Eigentumiephären entspricht; denn 

• unzweifelhaft haben- diejenigen Teile des Gebäudes,. die' im bi teigentum 

stehen (neben. dem Grund und Boden die ganze .-trag%nde Konstruktion. 	• 

einsch3.1esslich. der Aussenxiände, :das Treppenhaus, Dach; det .wesent-

liehe Teil der Einrichtungen für die Versorgung mit 'WaSser, 'Gas nie.) 

einen den Wert des,. S ondereigentums, wie, er sich . aus e 5 ergibt, 

Übersteigenden Wert. 

Diese Sachlage.wird im Übrigen auch in den ausländischen Rechten. 

nicht verkannt, die, wie insbesondere der Code Civil'und die von ihm 

beeinflussten Rechte, zunächst von der uStockwerkseigentumu ausgehen 

und das Eigentum an den notwendig gemeinsamen Teilen des-Gebäudes als • 

ein Anhängsel des Sondereigenttuns" zu •behandeln scheinen ,(vgl. z.B. 

Art. 302 des ital.- COdice Civile, Libro della Proprietb.; Aubry-Rauy, 

"Cours de droit civil Prancais l'aris 19352. Bd. S. 562). Wenn der - 

Entwurf dieser Tatsache auch in der äusseren Form der Reohtsgestaitung 

Rechnung trägt und dabei vielleicht' auf eine gewisse ,fl optischen Wirkung 

verzichtet, ao hat dies jedenfalls den Vorteil, 'dass hierdurch die.  

- 5 
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Gefahr irriger Vorstellungen in derrechtsunkundigen öffentlichizeit 
von vornherein verringert Wird; ausserdem wird hierdurch nachdrücklich 
darauf hingewiesen., dass dieWohnwegieigentiümer nicht individualistisch 
nebeneinander stehen,' sondern' in-einer rechtlichen Gemeinschaft eng 
miteinander verbunden sind. Endlich lässt der -Entwurf unzweideutig 
erkennen, dass durch die Einräumung von Sondereigentum -alace einer 
individuellen Eigentumssphäre - sachlich der Umfang des gemeinsehet-
lichen Eigentums eingeengt, daSe also" der .  Anteil jedes einzelnen Mit-
0.ge.ritieze.rs am gemeinschaftliehen' Eigentum' durch. dar Bestehen der 
Sondereigentumsreohte 'eibeschrä.nktu 'wird. 

.3. Eine rechtliche Gestaltung• derart,' :dass, das Staaletgerkeeigen- 
.i.teun mollig von dem Eigentum an Grund und Boden. getrennt wird (so inse. 
besondere Rugenberg,•_Die neue. Stadt, Berlin.1935) lehnt . der Entinirf ab.:- 
Sie ,kann allerdings annähernd.erreicht,.Werden, wenn das Gebäude auf 
Grund eines Erbbaurechte. errichtet 1.3ie: Aber auch eine solehe Xonstruk-
tion kenn im.  übrigen, -wie' der' erwähnte Thigenbergeohe Entwurf 
nicht an der 'Tatsache vörbeikommen, dass der .weeentliehe Teil des Gee-
bändele im.gemeinschaftlichen. Eigentum .stehen musst 

Eine reehtlidhe Geetaltung-in..der Weise, daae ein. Gebäude .als . 
deale-  horizontale Schnitte 'geteil$ vorgestellt und ein AlleineigentuM 

-an derartigen gedachten Teilen, einachiiessl ich aller-Mauern und gemein-
. echaftlichen. Einrichtungen anerkannt.wirdi. lässt sich:weder -mit unseren 
.tellgemein.en Rechtsgrendsätzen yereinbaren,: neck; vermag sie den wirk- 
liehen Verhältnissen gerecht- Zu werdene die' ohne eine enge Gemeinschttft 
aller Beteiligten rechtlich nicht' zutreffend erfasst werden können.- 

, 
• - Andererseits ',',beschränkt sich der. Entwurf nicht darauf?` •die 

Miteigen.ttimergemeinschaft, 	der Weise :austügestalten; dass iedeid 
Miteigentümer .lediglichfein Benutzungsreeht 	 Räumen'•Oder 
Gebäudeteilen eingeräumt wird. Der Entwurf läset Vielmehr' in Durch:  

,.breohung des .Grtuideatzee 310E1 §. 93 BGB in beriOhränkt  em Umfaxig'ein Allein-
eigentum.. an Gebäudeteile' zu,-'..das.,nach 'bisherigem Recht nicht-•bestehen 
konnte; er gestattet dadurch in dem gezogenen engen Rahmen Zugriffe auf 
die. Substanz der im Sondereigentum stehenden Bestaxidteile des . 4kibiludes. 

• Da andereeits das Sondereigentum im Sinne deS:Entwurfs etete nur in.  
Verbindung mit einem Miteigentumsanteil begründet werden kann und: da es 
mit .  diesem unlösbar; verbunden ist,. können sich reohtliche Schwierigkeie,  
-den  nicht ergeben, Der Entwurf geht, indem er ein wirkliches Sonder-
eigentum zulässt, • aber jedenfalle.-über die durch. Art. 131 EGBGB gezo- 
genen Grenzen und auch über die in d em. österreichischen Wohnungs-. 
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eigenturasgesetz und. in dem niederländischen Entwurf vorgesehene Rechtsw.-  

gestaltung hinaus. 	- 	",- 	' 	 •.• 	' • • 

5. Der Gedanke, dass die
. 

ie im Wohnungseigentum Stehende Wohnung eine 

Art von Eigenheim darstellen 'soll, entsprechendes gilt_ dann auch für 

sonstige Räume — wird die Richtung -wes sen ,können,  sowohl fiir; die .recht 

Auslegung als für die praktische Handhabung des Entwurfs.. Er hat:. 

namentlich auch in der steuerrechtlichen Behandlung des Wohnungseigen-

tums (vgl. ,§ 61 des Entwurfs) seinenn rAusdrUck gefunden. 

- 'Gliederung:  

Der erste Teil gliedert:  eich nach einem; einleitenden § =l (Begriffs.. 

bestimmungen) in vier Abschnitte; von denen dpr erste die• Begründung 

des Wohnungsaigentumi3, die zweite` die Gemeinschaf der Wohnungseigen-, 

' törnet, der dritte die Verweltungdes 'gemeinschaftlichen Eigentums und 

der vierte das Wohnungeerbbausech.t - behandeli. :.' • 

ZiLl  1;  
 

1 enthält einige wichtige Begriffsbestimmungen; die bei der Re—• 

gelung des Wohnungseigen-bims Von 'besonderer Bedeutung Sind. - Er 'Spricht 

zunächst 'in A.b8.1 aus; dais /ach Maßgabe des, Gesetzei''an'Wöhntingen • 

das "Wohnungseigentum", an nicht zu Wohnzivecken dienenden:Räunien"-•eines 

Gebäudes das oTelleigentumn begründet werden kann; ?Und" bestimmt in den 

.Absätzeit 2 und 3 des Woivaungseigentumbezw. das Teiiiigentuza als eine 

Verbindung von S.ondereigentuM an den Räumen mit einem. Miteigeivtums-

- an teil an dem gemeipsehaftlichenSigentim.. Abi. 4 :definiert 'dann den 

Begriff des gekeinbchaftlichen Eigentunis: .GeMeinechaftliches-Eigentum 

sind. das :GrundstüCk sowie' die; Teile, Anlageil und .Einrichtungen',  des 

Gebäudes; die''nicht im'SondireigentuM öder im Bigentiideines Dritten 

stehen. Bei Gegenständen, die im Eigentumeinei-Driitee stehen.,••'ist 

insbesondere an Elektrizitäts— Oder- Gasanl  agen''.gedecht, die "vielfach. . 

im Eigentum des betreffenden. unternehmene • verbleiben. Abs. .5 'bellliese,. 

liCh spricht .aus, dass tue' das • Teile igentuht die Voz Schriften ,über • das 

• Wohnungseigentum -entsprechend gelten, Die Notwendigkeit, - neben dem 

Begriff des Wohnungseigentums noch den des Teileigentums :einzuführen, -

beruht darauf, dass es:an einem Ausdruck fehlt,. der sowohl .Wohnregen 

als nicht zu Wohnzwecken dienende Räume Umfasst. Der •gelegentlioh er-

örterte Gedanke, für beide • Begriffe- den Oberbegriff • des vt Gelasse igen-

tune zu bilden,' ist aus sprachlichen. Gründen:abgelehnt 7,ior1en. 
7 



3.3121 
• • 

§ 2:gibt 'einen HinWeis 'darauf, dase ',daä Wohnungeeigei.ntust . ZowOhl 

durch Vertrag der Miteigentümer &ie. durch .eineeitige Teilunge-erklärung 

dee._Eigiettiiieurbegrtindet werden kann.. Wegen der-Eräuterung.:ie-ein... -

innen 4.st auf difolzep,clezeareeneeenLzu.--Yerweißun. 

Zu 	• 

1 	 § 3 enthält die ,grundlegende,Verechrift über die' Wegrundung - des • • . 	.  
,•,Wohnungseigentums und bringt zum .Aiisdruok, dass'•das Wohnung seigenturn . 

zwei REigentumeaphärentl in sich. schliesst:  einvmel einen> .Ante33..am 

,.... gemeinschaftlichen Eigentum. (§ 1 .A.bs. 4) . und dann. das • 49ndereigentum 

an der Wohnung oder an. den sonstigen Räumen (vgl..« hierZu.'§ 5) b. Voraus-

setzung für die Einräumung des Sondereigentums ..istf...dassde.rje.niger, 

de'ea ,erhalten soll, Miteigenttimer'des. Grundstücke ist. Durch die 

aiisdrtiokliChe.Bezugnabine auf § 1008 dee BGB ist zum Ausdruck „gebracht! 

dass das Wohnungseigentum in seiner Verbindunt.vonliiteigentumfdar— . • . 

...".. stellt. Im übrigen lat gie.Begrünfiungivon,S..öndereig•entuM durch.yertrag. 

der Miteigen  ttimer nur in, ,der Weise .MögliCii, dass jedem der_Miteigen- 

teuer auch Sondereigentum an bestimmten" Räumen eingeräumt 'ist;. Eirie • • . 	. 	• 	.• 
Gestaltung. der Reähtsverhältniese in der Weise, dass :.einzelne Xite 

eig entteer. Sondereigentum haben, änderte nicht, ,ist nach..dem..Entwurf 

ausgeschlossen, um unklare Nechtsverhältnisse., zu vermeiden. Nicht 	. 

gegen ist erforderlich,.. dass das'. ganze Gebäude räumlich. voll'atändig.,.. 

,; in. Sondereigentumsteile aufgelöst ist. Es ..kann ..also mich ein:Teil .): • 

eines Gebäudes. ohne Sondereigentum im 	Beteiligten 

stehen. Er gehört dann zum gemeinschaftlichen Eigentum Und kann von 

den Miteigentiimern gemeinschaftlich gnutäti„.inebesondere:veriietet 

.-oder verpachtet werden (z.B. 	 im.Erdgeechese:einee.W.ehn;- 

..hauses). 

• 114 Wie bereits bei f 1 ausgeführt, .läsiat der Entwurf. die Begründung 

von Sondereigentum nicht nur an Wohnungen,. sondern _auch an. nicht zu 

Wohnzwecken:dienenden Räumen , zu.. Auch iann die :yereinbarung über .die 

Einräumung von Sondereigentum schon. vor .  der Errichtung oder liertig-

stellung dee Gebäudes getroffen werden; in einem:•solchen Fe.11o ont-- 

steht nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen das Sondereigentum. allerdings 

erst mit der Errichtung der. entsprechenden Gebäudeteile. Der Entwurf 

/ und Sondereigentum lediglich ein besonders ausgestgrretes Hitalgenturn 

1.. Absehnitt 

~egriitiduag des 	 enhn 

• 



- 8 .1.1.• 

sieht also keine Beschränkungen nach Art der Gru.ndsetioke oder Art der 

Rijume oder Art der Adnutzung oder etwa auf .14ulauton vcirw Erforderlich 

ist lediglich, dass •die VoraussetzunGen des § 3 ibs.2 über die Abge- 	. 

schlossenhelt erfüllt sind4.  

III» Der Ehtvrurt k6nstruicrt das Wohnungesigentanzi erlige lie,rsete aase+ 

eihrät t  als ein Miteigentum, das in der durch § 1010 BOB angedeuteten 

Richtung in bescnaderer Wcise weiter ausgestaltet ist; 'und verbindet 

dabei das Sondereigentum und den Miteigentumsanteil zu einer tualclo-

liehen rechtlichen Einheit, eben dem Wohnwageeigentum (§ 6). 

Daraus ftagt: 

1.) Alles, was nicht im Sondereigentum oder in Bigentui eines Dritten 

steht, steht im Miteigentum, ist also gemeinschaftlichen Eigentum 

(vgl. § 1 Abs.4) 4,  Dies entspricht allen ausländischen Rächten, denen 

das Wohnungseigentum und Wanliche Rechtsformen bekannt Bind, und . auch 

Rechtsgrundsätzene  die in Deutech1an4 landesrechtlich erhalten 

geblieben sind. 

2.1 TÜr den mit COndereigentimi Verbundanan eteigentimeanteil,. also...  

das "Wohnungseigentums geiten gruttaguteauh. elle für /eteigentumsan- 

teile 	Grundsocken geltenden Vorächriften. ET kann deo v.eräu.ssezt• 

werden und, zwar in der Farm den §' 925 >0B3  s Inn mii Ilypotheken be, 

lastet werden (§ 11l4 BGB), ar Ist vererbleoh Eben:44 eilt für Vete,  

pflichtungsgeechäfte die 	den § 313# 	darf Verhältnie der Woh- 

nungseigeneteer uzterielugtetee eztert 	zelte gittegz Vbee das 
eigen:tura up.ei exas deck leconeittocilige Ar ;l 	4beat, egweit nicht 
der entwur  f etwae Abwelehendee 'bestinim ertabibu.chrechtlie ist insbee. 

sondere auf 47 GBO.  zU- verw4.1sen,. dee.  werlangti dass! das :deteilignnes-

verhältnie der Miteigentümer (Wettnungesigentamer) nach Bruchteilen. 

anzugeben ist (vgl. auch § 9 Buchst. b deT Grundbuchvetagung) • 

3.) Die besondere Ausgestaltung des Miteigentums macht allerdings :auch 

einige Abweichungen von der für das geWöhnlinlie Miteigentum geltenden 

Regelung notwendig. So erhält anders als beim gewöhnlichen Mi-Eeigen-

tun'' e. grundsätzlich jeder Miteigentumsanteil ein eigenes -Grundbuchtat,, 

(vgl. •§ 7). Auch sonst wird eins. gewisse Verselbständigung angestrz'ot,,  

die ihren Ausdruck z.B. auch in den stetiQrrechtlichen -Vorsohriften. 

( § 61) findet. 

Weitere Unterschiede folgen daraus, 'dass beim Wohnungseigentum, der 

Miteigentumsanteil mit dem Sondereigentum an LineM realen Gebäudeteil 



verbunden ist, also nicht nur einen ideellen Anteil, sondern riift  tat- 
sächliche Herrschaftsmöglichkeit über einen Teil des Gebäudes gewährt. •_ 

Insoweit vermag das Wohnungseigentum also auch - andere als ‚der J..de. 

elle Miteigentumsanteil - die Grundlage , für die Ausübung einer 

barkeit (z.B. eines Wohnungsrechte 1.S. des §,1093 BGB) zubieten*- • 

Eine ausdrückliche Bestimmung darüber, dass das yohnungseigentum mit 

einem; solchen Recht belastet werden kann, erschien deshalb entbehrliehi• 

4..) Auch der Entwarf geht von dem Grundsatz der §§ 93, 94 BGB auer,  

dass ein auf einem Grundste.ok erriehtetes Gebäude als wesentlieher 

Bestandteil in das Eigentum. des Grundetückeeigeneimers fällt. Er 

durchbricht diesen Grundsatz-aber in begrenztem lInfang",.indem er im 

Rahmen des § 5 ein Einzeleigentum. an bestimmten Teilen des Gebäudes _' 

zulässt (vgl. auch die Au.sführungen unter 5. vor § 

IV. Die Einräumung des SCndereigentums ist nach- dem Wortlaut des §' 

Abs.]. (-ribereinstimmene § 7 Abs.1 Satz 2) und nach dem Giundgcidan.keii ,.. 

des Entwurfs eine "Beschränkung" keine "Belastungn der liiteigentume••.:.`''. 

anteile; darin weicht der Entwurf von. § 1010 BGB ab.-.Demgemä3 kann 

die Frage nach einem Rangverhältnis zwischen deM Sondereigentum .und 

Belastungen-des Gesamtgrundstlicke nicht auftreten.: Aus diesem Grunde 
--.= 

• erfordert der Entwurf. auch nicht die Freiheit dee •Grtindatiloks. von  

dinglichen Belastungen. bei Einräumung von Sondereigentum: Da gap., 

Wohnungseigentum nichts anderes als ein besonders ausgestaltetes Mit+ 

eigentum ist,' wereten Hypotheken,. die an dem Gesamtgrundstilok bereits 

bestehen, durch die .  Teilung zu. Gesamthypotheken an den zu Wohnung  s-. •.. 

eigentumsrechten ausgebildeten Miteigentumelanteilen '•• (§ . 1132 BGB.r.. 

etändige Rechtsprechung). Das gleiche gilt,. wenn . dieWohnungseigen4 

tiimer gemeinschaftlich das gesamte Grundstück belasten. 

Moglich ist aber auch eine Belastung jedeä• einzelnen Miteigentumr., 

anteils .(Wohnungeeigentume) durch gesonderte Hypotheken' (§ 1114 BGB). - 

Eine solche "Stuokelung" 'der Hypotheken ist erwilneoht, weil die Ge+ .  

sa.mtbelaetung zu rechtlichen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

führt, die zu bekannt sind, um hier im einzelnen erörtert zu werden.-  

Ebenso sollte nach Möglichkeit auch die persönliche Schuld der Woh-: 

nungseigentümer in solchen Fällen nicht als iestuntschuld; sondern' als 

Teilschuld gestaltet werden. Allenfalls kann bei einer solchen Rege:- 

lung das erhöhte Risiko dee Gläubigers durch eine Ausfallversicherung 

gedeckt werden. Soweit Kreditinstitute auf eine geäamthypothekarische 

Sicherung nicht glauben verzichten zu können, kann die Gefahr der 

- 10. 

• 



samtEaftuni.eir den. einzelnen Wohnungseigentümer dadure verringert 

werden, daes der Gläubiger,  sich verpfliohtet, grundsätzlie nur gegen 

denjenigen Wohnungeeigentümer vorzugehen, der mit seinen Leistungen. 

in. Verzug gerät, und erst, wenn eine solche Inanspruchnahme' (per- . 

sönligiioäer dinglich) nicht zur Befriedigung, dee Gläubigers geführt 

haben sollte, auch„die , übrigen rohnungseigentümer in Anspruch zu. 

nehmen. hrwähnt Bei,• dass nach Berichten. in Italien, wo das Wohnunge 

eigentuza• weit verbreitet ist, die Realkreditinetitute grundsätzlich . 

nur die einzelnen Anteile beleihen.. Dem Zieie,'die Wohnunkeeigentums-

rechte nach. Möglichkeit Voneinaneer unabhängig zu machen, 'dient im 

übrigen auch § 61 Abb.1, der bestimmt, dass jedes Wobnigaffleigl*mn 
r 	• 

selbständig zur Grundsteuer herangezogen wird.. 
. 	 t. 

.17.) Die Zwangsvollstreckung in das Wohnungseigentum richtet eich'-. • 

nach den allgemein für Miteigentumsanteile an Grundstücken geltenden 

Vorecheiften. Da im Falle der Zwaugaverwal'hIng § 149 ZVG -anzuwenden -

Jot, wonach dem• Schuldner die für seinen'Hausstand. nnentbahrlichen 

Räume zu belassen _sind,' wird die Zwangeverwaltung im dagemeinen •• 

Aussicht auf Erfolg nur bieten, wenn die Wohntuig oder sonstigen';:..-:  

Rähme vermietet oder verpachtet sind. 

.. 	• 
-VI.) . Abs.. 2 verlahgt. in form einer Soll Vorschrift, daes7die Wohnungen_ 

ab, 
oder: sonstigen Räume in Sich Jeeachloseen sind.:Dieseslefordernis soll 

zur 4xpeidung aller- jener Streitigkeiten beitragen, .die• auf. a~rklaren 

tatsachlichen und rechtlichen .Verhältnissen beruhen-und das 

werkseigen.4 alter Art in . Verruf gebracht haben. Der Enterurf sieht 

davon ab, dieses Erfordernis im. einzelnen näher ge , umecbr eiben4 - und 

Überläset dies den gemäß § .:59 zu erlassenden BlChtlinien. Dabei 

werden :insbesondere' .foigende Voraüssetzungen aufzustellen . 	, 
Freie Zugänglichkeit der Wohhung vom gemeinschaftlichen Eigentum aus 

ohne' Berührung dee Solidereigentums eines anderen Wohnt,ngseigentumersi 

Abschliesebarkeit, daS. Vorhandensein ein  er . eigenen Küche für :jede . 

Wohnungi Selbständigkeit in bezpg auf Zähleinrichtungen für GaS und 

Elektrizität. Bezüglich der Nebengelesee CKelleri Speicher) wird zu 

'verlangen Bein, dass diene Räume,. die nicht in unmittelbarem räumliehan. 

Zusammenhang mit der Wohnung stehen können, wenigstens jeweils für 

sich abgeteilt und verschliessbar sind; anderenfalls werden sie nicht 

Gegenstand des Sortdereigentume sein können; allenfalls käme eine Be-

nutzungeregelung 1,S, der §§ 15 Abe.1, 10 Abs.2 in Betracht. 

- 11 



Der Nachwein, dass die Vorauesetzungen des §' •3 Abss2 
sind, .iet durch eine Bespheinigeng.  der Baubehörde nach e 7 Absi4 Nre22  

59, zu etiren,:Da § 3 Abs. 2 eine SollVerSchrift ist, ' kann die 
üoehtsvirke-Eakeie der Bizneumung von Sendoreigentum nach der Ein-
tragUng in das Grundbuch nieheueter aorufung auf dieso yeeehrift 
Ixt Zweitel gezogen werden. 

Zu 	45,, 

§: 4- gibt Pormversehriften für die Einräumung und Audhebeng des 
olideteigentume. Da es sich hierbei um.  dingliche B.oähtättuderungen 

bestteilich' des Eigentums an',einem Grundstuck handelt und, da diene ' 
Rechtlenderune en oluichin- . in dor Regel .mit der Binräumung. von 
eigenem an einem (rtindattiok. verbunden sind, erscheint es angebracht, 
MT' dieso..liecirtsänderunien,' die für die Zigntumultbareleine an 

geltenden Vorschriften für anwendbar 'zu 	on. 
. Neben. den besonduren--Vorschriften-  dee § 4:.Abes1 und 2 gelten 

auch d;Lo Verschriftete. der §§ 673 ff, Hierbei .sind, insbesondere die 
Vorsehrieton dor : §§. 877, ;87613GB. Von Bedeutung, Es ergibt sieh 
hieraus, dasa zur, Begründung von 6c:indereigentum bei ‚bereits .bes.teh.on-4. 
dee Miteigentum und ,ztzt; Auedbung des Sondoreigontums die .Zustim-
zum dieglicher Gläubiger' erforderlich ist, wenn die Antolle salb-
ständig -belastot Sind, weil dadurch dor Gegenstand des - bangteton 
Niteigeritztnsenteils .und dmiit 	Inhalt.'ues bani3töten Rechts vor-e 
lindert wird, 

Zu § , 	. 
T. - § .5 enthält zungehst in,  seinen Absätzen 1 bis 3 die lror gehre-.  
-Len über den Gegenstand 'dee Sondereigentums und tunsehrciibt diesen. 

Abs»1 positiv, in Abs, , negativ. 

hieraus ergibt sich folgendes: 

1.) In erster Linie sind d1i5 Gegenstand des Sonder tigentums die Euerm 
ecate.nni1/2 di.a aiirch den Willen der Vertragschliessenden nach § 3 
Abool bz.stimmt sind (vgl. auch § 905 BGB). 

•- 12 - 
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2, Hinsichtlich der Bestandteile dos Gebäuden 	der körperlichen 

än däs • ä-rundsttick und das G-ebäude eingefügten Sacfhen) t ,d-i:e:'diese Räu- 

• mc''entstehen lassen und..4-atSäch3.ich darstellen, sind zu uzterächet- 

• onr 

a) Bestandteile, die veränderte . beseitigt • Oder eingeftigt 'werden.: • 

können;' ohne dass dadurch das gemein.SehaftliShe Bigentum.oder 

..ein auf dond9rolgoritum. berUhendea .BeCht ‚eines .anderen Wohnungizti-

eigeneimers über das muh § 14. zulässige 16.4 hinauf:3 inc(iiiltr41j1i-

tigt oder die äussere:Gestalt4ng des GebäUdes...verä.ndet-  wird: 

• ( Abesla)4 Hierher gehören Z.B.t iliciattragendef  ZwiSdhenwändoe.  Türen, 

Deckeis! Mitesbodenbelag, .Blindboden• •- 
.r., 	. 

Teile deä debäudost  die. 'für oinitoit 4Östanä. oder Sicherheit er-» 

forderIich sind. (Abs,2). Hierher gehören, alle.:jono 	teile .• 	. 

deä .Gebäudede  die nicht  Gegenstand 'des 'Sondeeeigentums, .ttein können, 

insbesondere also auch .,Gegonstrundo, deren Veränderung- daa'äuseera 

Bild des.  Gebäudes 'Verändern würden, Zu erwähnen. sind:4 etigeinäß: z.B. •-• 

die trneendelronstruktion des Hausest  das Dacht  der Aussenputz des 

Hauses und. dergleichen, • • 

c) alle jene, Teile des Gebäudose  die entweder nicht, zu- den., 'id.sonder- 
.• 

..• eigentum stehenden Räumen gebären" (z,B. TreppenhaUs); oder bei 
— • 

:.-lenen•. aus anderen .Gründen die Verm.esetzungen :des kbstlnicht gcgo- 

bau. sind (z.B. Zwischenwände zwischen einer `Wohnring und: dein ;go-_ 

meinschaftlichen Treppenhaust  auch wenn sio nicht tragende Wände . ' 

i.S• des Abs,2 darstellen). 

Zü a) bis c):  

Bestandteile der zu a) genannten Art- können Gegenstand. des: ßender 

eigentums sein mit der l'elgee" .dass" über sie, wann 	iM,Bandereigen- 

ttuz stehen, der betreffende Wohnungseigentümer unter. Ausac?hil.uss der 

übrigen zur yerfügung berz.ehtigt eist. Bestandteile de2 in b). und. c) 

bezeichneten Art stehen im Miteigentum. und zwar' auch dann, wenn Sie 

die • Sendereigentun stehenden Räume umschliessen; kein Wohniings-

eigentürner kanh also.  hierüber selbst-ändig 'und eigeiteä.chtig• vcrf en,' 
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3.) 4n.lagon 	EinAchtuneoni.. •rlie den -geneinschaftliehen Gebrauch,  

der lateigentilner dienen und ,..4; wie' zu ergänzen ist: Soweit 810-die-
Cola Gebtr.uch dienen, gehören Zum genein.scha-ftlichen Bigentuai. selbst 
1#02111 ato sich in Bereich der Sondereigentunsrliune befinden (&bs: 2). 
liier ist z.B. an Waseerleitungen, 9.r.e- und Heizungsanlagen zu denken:, 

. 	' 	'• 	• . 	. 	 • 	. 

4.) -• Ein besonderes Miteigentum an BeStandie Jim dez: Gebat?.des, an 

textuou 	sich nach .8.bse1 Sondereigentum bestehen könntei, an.. denen 
aber etei Wohnungseigenerer .beteiligt Sind (in iletraulit eige. :11111"" 

• beeil:MA=0 die Zwischenwand zwischen zwei 12,Wohnungseigentum - stehenr 
den liohnungene  wann sie nicht .zu den...tragendon•.Teilen des gebäudoe- . . 

• gehört),, ist nicht vergeochen.;Da aus .den Sondereigentun auch.das 

Recht 	inneren baulichen Veränderung-  on eolgt (v4.. §:13 4.bs,1), 
e.g.rtec_ auch ohne aucartickliehe Vorschrift klar 130131, daßö in. stachen ‘• 

, Fällen bauliche Veränderungen 7t031. den urmittelbar beteiligten Weh- 
:,;..nungeteigentenern goneinschaftlich vorgener2nen Werden- 	In` 
• übrigen 'kennt auch" eine • entsprechende knwendung des 922 BG in. 

Betracht. 

5.) Ibn. 3 gibt die Möglichkeit, GogenetiInde, die 'an Sieh- tu Sender-. 
04.gen:hm.  stehen künntent Zum geneinsaiietTichen Eigeritum 	erklären 
(vg.1,. auch § 7 Ibbs.3) und' so der Terftegungsgoiralt des einzelnen 
eohnungstigentilmers zu• entziehen, 

6.) 'Kino Möglichkeit, das Sendereigenem an± ausserhalb dee 0abiludes 
liegende Teile des Grundstücks zu.erstreaken,•ist nicht vorgoschen,• 
Eine solche Regelung wäre bedenklich, -  da sie zu einer besenderanil.rt 
eor realen. Teilung ,  von GrundstLiaken.fithron. würde, Zic Bedürfnis. 4-1-c.r.-•• 
fitr;ist •zu verneinen, weil insoweit eine BenutzutigsregS4Ame (ont- 
slireabend §,1010 1303) ,nach § 15 übe.' in Verbindung. 	§ 10711,b2•2 
=Se:dellt, • _ 	 . 

TI. . Bezüglich des Inhalts 'dos Eiandereigentuns gibt- § 5 in seinen 
Kos, 4 einen gl.nweis auf die_ in § 10 4,13142 vorgesehene ltnig.lieb.-+ 
keit, Vereinbarungen über das Veihältnis der Wohnungseigentümer 
untereinander nun Inhalt des Sondereigentuns zu. machen,  ,Aussei.-4 
don ist auf § 13 zu. verweisen, in den die Rechte das Wohnungs- 

eigentilnero näher waschrieben sind, 
- 14 



Zu §- 6:  
•.. 

§...6.bringt die enge Verbindung zieleehen Miteigentuniantei3. Uhd ' • 
SenderaigentUn.zu.den einheitlichdu.  jirohnungsc.igentuia•zuu,'i./54EidrU.pk :• 
(vgl. § 	Eine Atifhebung• des Sondere.igentung• ist ntigliph ,(‚zgl.§ . 4) ; 
sie .hat, zur Folge, dass sich gicacmpinschri.f.-4 ger .11TohnUngseigentütter 
inY die g.ewöhnlicho Miteigentünergeneinsehaft 'des BGB 44.1Wan-äCtit • 

§ 1:  
• .■ 	• 	 • 	la.  

§ 1,  enthält die Grundbuchvorschriften. Grundsätzlichsoli. nach 
AbS,1 Satz 	 a1 bein gewöhnliehen • Miteigentun für jedes 1 
Wehnzueseigentum ein besonderes. Grundbuchblatt Mgeregt ;Werden.", 

. Eine 1,bwoiehung ist allerdings durch.  44.2 -ge Stattet f sie 'wird,  na- 
• dann in.Betracht •konnen, wenn die einzelnen. Anfei:10 'nieht...7 " 
.®elbständig, sondern: gesanthypo-thearioch belastetSind, • •  

	

, 	.•‘.. 
• '..thba.1 Sati 2 instimt, 'in Welcher Forza. das:9Ohnungseigentun;.in 	• 

eteauch....eingGtragcn..wirel - (vgl.. hieriii;auell. die Erläuterung IV zU 
3)..Zu•Absil Satz 5..vgl. dic §§ '34;'` 36 der.. Grundbneb.verfügung...für: 

den neichen .Zall des . §. .3, .4bs. 3  der Grund.bucherdnung. • Besteb.dnde 
Belastungen, werden unter Hinweis auf die Mithitigt, der anderen 

gentunsanteile übertragen "(Vgl: 	tiGO ; § 	au: 4; .11 	.5
• der G-rUndbuchverfÜgung).- Wegen. der 	 'der it.elintnigngrund- • 

bacher bei.  Aufhebung oder Gegenstandsloswerden der Sondereigentünsr. 
rechte 	 . • 	 '  • 	.. • 	• 	 •- 

. Abs. 3 erneglicht in weiten Untfan.g die •*zugnahne auf die Ein. 
tragungsbewilligung (vgl. § 874 BGB). 	 : • 	 . . 	. 	• - " 	• 	. 

• Von erheblicher Bedeutung ist Abs,4. Er Po st.-4:pt ,:dass 
traguncsbowilligung ein .:).:ufteilungsplan• und eine -Bescheinigung der 
Banbehtirde beizufügen sind, wonach die VoraüssetZungen des•i.:3.20keika. 
hinsichtlich •der .ä.bgesehlessenheit. !erliegen. Der Aufteilungspion 
kenn .zwar :nicht eine g.;  Haue Beschreibung 'der in:Sondercigenturi,ste 
henden Räume in• der Weise ersetzen, dasS: 'zu:deren $czeiohnung auf.. ::'•  
den iheteilungsplan .Bezüg' gendänen worden. ktinnte.'llrehl aber wird der.:  
.slufteilungsplan zur Xir.rstellung WdSentliCh beitragen (vgl.- § 176 
Abs.2 PGG)...- Die :Bescheinigung der' Baubehörde wird' :dö# Grundbuchrich-:;•.  
tcr 141 Regelfall:  eine weitere Naehpiefung 	 S:1811-0.inierzi 
dieße:BeseheinigUng sollen nach § 59 :des Entwurfs von Bundesninistor 

• 
I 	. 

- 15 
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für Vohnungebuu in Einvernehmen mit dem Bundeeminister dor Justiz 

erlassen werdei2. Vgl, in übrigen die Erläuterungen zu .s5 3 -.1beie2i, 

Auch hinsichtlich der drundbuchführung.Werdon in' Ergänzung • 

äer Gründbuchyorting noch Verwal-i-tingivereehriften,..zu-erefial3Liiiana,:._ 

. 	_ 

§ 8 $ibt..oixto dern,biehe,rigen Sticht unbekannte 

das Eigentun an.einen Grundstück. enteprochezui der beabsichtigten • 

logglioderung dee Gebäudes nach liebneinheiten in liiteigeittutierän2bei 

la eu.zerlogan, :adfern diese den Veranesetiange4 die-  an das Weh-. 

imngenienturn gesteilt *erden, konfigonellechtlieh ist eine 'aeleb:O  

:12eilung 4or rellüng eines Grundetileiree .in selbständige 6ründetünke.:  

: nachgobildeti die • Erklärung dee, gieentilnöret bedarf dely: Yor#.  ' 438:§ 

der 

. . 

rwItibuchordnung»,-,Die. ?Wumm; eines geneinecha.ttlichen..!chnunge-;.:. 

crundbub4 (§ 7. .h.bs02) iet. 'für dieeen Fall nicht 'gestattete 	• 

Der Ei.gerittimer wird. ..'yon der larig1iohkeli der' 2eilung dann Ge . 
iarÄuCh:naehen,.'xionri , be 	.Veräueserung ›,dee.Hauscs' in Juitttilon•:•••• 

resch irahnufageeigentünerechten beabeichtigtt die rnilung Und' 

24ogung der WähnungekTundbücher kann dinn.'äte Klarstellung der .  

itechtwirerhältninigg und - zUr Erleichterung des 'Grundbuchverkehre ;: • 

• beitragen, ,auch wenn die Erwerber irr .einzelnen nech nicht defUnden 

• Wogen des- Falles der' Vereinigung 

Pozson :vgl. • .1-  9 bs.1 Ars,. 
• . 

.• 
8Amtlicher Oildf in 'einer . 

• 
ir  

§ 9 regelt die Sehlibeeung dor echninigeerundbilaiier: -Zaden' 

Yorauseetzungen dor Schliodeung .ist felgendesizezeführe.e.: • 

0.), Wend die Sondereigontunerechte aufgehoben werden, . (A,ba•1 ITr•1), •. 

verwC..nd.elt sich.die bc nonaGro, Nohnungeeigentünergemeineeholt 

in, die. gowienliche MiteigiCentühergeneinechaft dce,BGB. 

?Dgl° werden die Wohnung  egrundbücher:ven...inte wegen geech.1688ene. 
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b) Wenn das Gebäude völlig ßerettirti tue die Wohnungseigen,: 

tilnor d.e.rliber einig sind, dass ce nicht wieder aufgebaut 

wcrdon soll, besteht kein JaLlass mehr zur -Aufrechtorhalting 

dar Wohnungseigentünergencinschaft. Deshalb gz.stattet 

Nr.2 in einen solchen Zelle auf 4ntrag sämtlicher Weinungseigeie• 

Ulmer die Schliessung .dar IfohnungegrtIndbilcher auch ohne förm-

liche hufhebung dor tiondcraigentunereab.ta• Ergänzende 

schrift= für den Fall dor 'Zerstörung das Gebäudes sind, iri 

§ 11 übs,1 Satz 2 und in §. 22 das Bntwurfs enthalten.-  

.• 

c) Dar Pall, dass sämtliche Wohnungseigentunarecb.te eich in .  

einer Person vereinigen, kann inabesegere denn eintetenp 

wenn die nit einer Gesenthipothek belastaten • Luiteile.stbutlich 

durch Zwangsvareteigerung auf einen einzigen Brercrber 

gehen. Der Ersteher kann in. diesen ?all die Gestaltung, 

nach Wohnungseigentunsrech.ten beibehalten (vgl. § 8) 

und die Anteile wieder gesondert weitervortim serix; 

kann aber auch die Aufteilung im Sogfalb., bringuni 

den er den Antrag auf Schliessung der Wahnungegrundbilcher-:'. 
stellt. 

Dia Vorschrift.  des lt ba.2 trägt. den bei.  §. 4 er örterton 
Gesichtspunkt-an und den §§• 877 p 876-  BGB Rechnunge'::,.  
Abe, 3 regelt.  den Vollzug der Schliessung der Walitiungs- 
Grundbücher. 	 :• :•,. 

17 
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2. Abschnitt 
	

1 ' 

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. '  

Der zweite Abschnitt behandelt das Verhältnis der 'Wohnungs-
eigentümer untereinander mit Ausnahme der Verwaltung, die im drit-
ten Abschnitt geregelt ist. Der Entwurf macht keinen Unterschied 
n der rechtlichen Behandlung der" Geheinschaftnach der Zahl der 

Anteile.'Bezüglieh der Regelung des Verhältnisses- der Wohnungsei-
gentümer untereinander besteht weitgehend: Vertragsfreiheit der 
Beteiligten.  

Zu§ 10:, 
Abs.l. epricht aus, daß sich' dae Verhältnis der Wohnungseigen-

tümer untereinander nach den Vorschriften des Entwurfs und ergän- . 
zend nach,  den Vorschriften des 'I3GB Über die Gemeinschaft bestimmt. 
DieS entspricht der auf den §§ 1008 ff. AGB aufbauenden Konstruk-
tion des Entwuefs. Auch die Vorechriften' des. Entwurfs selbst be-
deuten in-  weitem Umfang 'nichts ander es; als eine.  Anwandung der 
Grundeätze. des BGB auf die besondere Gemeinschaft der Wohmulgsei- 
gentüner.  

• 

.Von größer Bedeütung ist Abs.1 Satz 2, der Van•den Vorschriften. 
des Entwurfe abvieichende Vereinbarungen gestattet, soweit nicht 
etwas anderes ausdrücklich bestimmt ist (vgl. § 20 ,Ab0.2,' § 77 Abs.3). 
Vereinbarungen, durch die die Wohnurigeeigentümer ihr Verhältnis un-
tereinander regeln, bedürfen lila, schalerechtliche 'Vereinbarungen en 
sich nicht der Eintragung in das Grundbuch. In Übereinstimmung 
mit den Grundgedanken des 1.'1010 BGB ist aber in Abs.2'bistiMmt, 
daß solche von der gesetzlichen Regelung abweichende' Vere‘barunan 
gegen _den Sondernachfolger. eines Wohnungseigentitmere nur wirken, 
wenn Sie als Inhalt des Sondereigentums im Grundbuch eingetragen 
sind. Dagegen ist dieses Erfordernis für Beschlüsse der'Wöhntuigs-
eigentümer (§ 23) und Entscheidungen des Sichteis (§ ' 43 ) sirr Ver-
meidung  von Zweifeln ausdrücklich ausgeschlossen. EbenE3C dient der 
Abs,4 der Klarstellung von Zweifeln. 

Zu..§ 11:  
Das Wohnungseigentum gibt nur dann: eine gesicherte Bechtestel-

lung, wenn die Gemeinschaft uirillt einseitig gesprengt werden kann. 
Diesem Gedanken, der auch in Art. 131 EGBG seinen Auedruck gefun-
den hat, entspricht die Regelung des § 11. Eine abweichende 
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Vereinbarung läßt • Abs . 1 .Setz-  2 nur für den Fall zu, daß .das .Ge-
bände ganz 'oder teilweise zerstört.' ist, eine Verpfliehtung.Zum 
Wiederaufbali nicht besteht und demgemäß .die Aufrechterhaltung der 
Gemeinschaft ihren Sinn verloren hat' (vgl. hierzu auch § 22 Abe.2). 

Zu. § 12,1, 

§ 12 gibt die Möglichkeit; - entspreChend der,  in 'der Erbbaurechts ..-  
ver ordnung getroffenen Regelung durch Vertrag eine Veräußerungs- 

.beschränkung zu. schaffen. Ein'gesetzliches Vorkaufsrecirt:: «der.' an- • 
deren WbhnungseigentÜmer ist nicht vorgesehen; die. vertragliche 
Einräumung von Vorkaufsrecht en steht den Wohnungseigentümern frei .. 

§ 	
• 

§ 13 umschreibt die Rechtsstellung des Wohnungseige.ntitmers. In 
1.13s.1 spricht er . zunächst aus, daß• der WohnungseigentliMer in Bezug 
auf das Sondereigentum die . Rechtsstellung des EinzeleigenttiMers 
ist, wie diese in .§ '9o5 BGB ihren Ausdruck gefunden hat:''Abs.2 • " 
gibt dann einen Hinweis auf ,die aus 'der MiteigentümerstellUng 
folgenden•Rechte; das Recht .zum Mitgebrauch des' gemeinschaftli-

'chen Eigentums (§§ 14, 15.) und abgesehen von dieser.  Beteiligung . : 
'an den Gebrauchsvorteilen (§ 100 BGB) - den.  Anspruch .auf 
Anteil an den sonstigen Nutzungen:nach Maßgabe des § 16. (z.B. an 
MieteinkLe; ften aus dem gemeinschaftlichen Eigentum). 

Zu § 14: 

§ 14 umschreibt die 'aus der Gemeinschaft erwachsenden Pflichten"' 
der Wohnungseigentümer beim Gebrauch deä Sondereigentums . und des • 
gemeinschaftlichen Eigentums.. In Nr. 1 wird die grundsätzliche 
Pflicht..der Wohnungseigentümer.hervärgehob en; von dem Sondereigen-
tum wie von dem 'gemeinschaftlichen Eigentum. nur in 'solcher Weise 
Gebrauch zu machen, daß jede Beeinträchtigung 'der a.ndtrren Woh- • 
nungseigäntüMer über das unvermeidliche Maß hinaus untecrbleibt  
(vgl, § 743 Abs.2BGB). Durch Nr. .2 wird unbeschadet der allge-.  
meinen Haftungsvorschriften des bürgerlichen Rechts (triebesondere 
der §§ 278, .831 BGB). die Verantwortlichkeit-  .des r ohnungseigentti.--
mors für PerStmen geregelt, die seinem Hausstand' oder Geschäfts-
betrieb angehören oder denen er .sonst . :den Gebrauch überläßt. 

Pie weiteren Vorschriften betreffen •die den Nrn. 1 -und 2 ent-
sprechenden Duldungspflichten. Dabei gibt Nr..4 noch eine ergän-
zende Vorschrift für den Fall, -daß da's Betreten des Sondereigen 
tu= zur Instandhaltung oder Instandsetzüng 	• gemeinsChaftlichen 



Eigentums erforderlich ist; der..Ersatz-  des" hierdurch entstehenden 
Schadens gehört-  nach §- 16 Abs.4- zu den• Kosten der ,gemeinschaftli-
Oben Verwaltung und muß demgemäß von der Gemeinschaft getragen 
werden. . 

Bei Verstößen gegen die in § 14 bestimmten Pflichten haben die 
Wohnungseigentümer' die gewöhnlichen Ansprüche aus Besitz- und 
1,118entemsstörtue. Darüber hinans "gibt. §' 18 noch einen besonderen  
Rechtsbehelf, die Klage auf Entziehung des Wohnungeeigentums. 

Streitigkeiten über den Gehrauch: twis chen den. Wohnungseigen-
tümern werden nach § 43 Abs.1 Nr.1 des Entwurfs im Verfahren der 

_freiwilligen Gerichtsbarkeit 4atechieden. 

_Zu 	§ 15: 
•.. Die. Wohnungseigentümer können. sowohl. iiber den Gebrauch deä 

Sondereigentums als auch des gemeine ohaftlichen reigenturas Verein-
barungen treffen. Soweit .Vereinbarungen..nicht bestehen, kann. die 
Regelüng im Rahmen der Absätze 2, 3 und in Übereinstimmung mit 
§. 745 Abs.1 und 2 BGB durch Stimmenmehrheit von de.n Wohnunaseige.n-
tümern beschlossen oder auf Verlangen eines Wohnungseigentümers 
notfalls durch den Richter (§ 43) getroffen werden. Dabei wird es 
sich empfehlen, Fragen von: nicht ..nur vorübergehender Bedeutung 
in der nach § 21 Abs.5 Nr.1 auftuetellenden Eausordnung- zu regeln. 

§ 16.1  " 

Abs.1 Satz 1. entspricht dem § 743 ,Abs.1 BGB.. Maßgeblich für das 
Anteilsverhältnis ist nach Satz . 2 das im Grundbuch eingetragene 
Beteiligxulg sverhältnis. Aba.2 entspricht dem § .748 BGB. Die Ab-
Sätze 3 bis' 5. enthalten einige ,.Klarstellungen. 'Zu' betonen. ist, 
daß -die Vorschrif ten des 16 durch Vereinbarung der Beteiligten 
abgeändert werden können; dagegen unterliegen sie keiner „Änderung 
durch.mehrheitobeschruß (vgl. auch § 745 Abei3 Satz 2 BGB. )..ler 
Entwurf .hat davon abgesehen zu verlangen, ‚daß das Beteiligungaver- 
hä3.tnis 	gemeizischaf  tlichen Eigentum in übeireinatimenue mit dem 
Verhiatnie des Werte der•SondereigentuMsrechte steht.' Die 'Nach-
prüfung, Ob .ein solches Erfordernis erfülIt wäre, würde den Richter 
vor eine kawitzlösbare Aufgabe stellen. Der'Entwurf überläßt es 
daher den Wohnungseigentümern,. ihr Anteilsverhältnis möglichst 
richtig. zu bestimmen; da. sich grundsätzlich. auch ihr Anteil an den 
Nutzpngen und Issten nach diesem Verhältnis bestimmt und darüber 



sind die Vorschriften.  der §§' 752. g. BGB anzuwendeii:f. 
• 

Zu 

hinaus dieees Verhältnis ,fur den Anteil dee Einzelnen an den .- 
Baukosten.. wie-,flir die Kapitalbeteiligung überhaupt . maßgeby.ich sein 
wird, wird- jeder Wohnungseigentümer eine möglichat. genaue Beetim-
mung  seines 'Anteilverhäl,tnissee anstreben.:  Aie,Anhaltspunkt:  wird .  
in der Regel dei Anteil . an. der nutsbaren Wohnfläche unter jerück- 

, sichtigung häsonderer Wertfaktoren (Lage, StockWerk und 
chen) dienen. können. 

Wird die Gemeinschaft durch Vereinbarung der Wohnineseigentiimer 
oder durch Gegenstandeloswerden. in Sinne dee § '9; Abe.1 'Nr.2 oder 

• :auf Grund einer Vereinbarung nach .§ 11 :Abs ".1...Sats 2 aufgehoben, so 
bestimmt sieh- der.der Miteigentümer nach deri VorsPbrift'en 
des §. -.17. Da • in ' dem 4iiginiblick„ iä • dem die.. Sondereigentumsrechte 

:erlöschen; auch diejenigen23eliftandiaile ;des Gebäudes, die bisher 
im Sondereigentum- standen; in -das 'gezmsinscilLitlic4 :• gentum." 
itb er gehen, :Minneil sich:Wertvere °hiebtingen ergeben,: 	der Aeis- 
einaAdersetzüng abweichend.,: von dem 	trniütbit.Oh ..eingetragenen 

-..Beteiligungsverhältnis, berlickaichtigt.  werden müssen. .1in übrigen • 

• Da die , Gemeine chaft der ,Wohnungseigentümer" &runde ätzlicir ua 
" • löslich ist, muß ein Rechtal;ehelf geschaffen werden,-der es. 

lieht, einen Wohnungseigentümer aus -der GeMeinSehaft zu 'entfernen,. 
Wenn' er gegen ,die aus ihr :erviachsenen..iiflichteh Veratößt. G erade  
das Fehlen einer -SolChenVOrscUrie hat Viel- daln..beigtragen,. die • • • 	.. 	• 	..• 	. 
Hausgemeinschaft 	Falle.; des steekkerkesigentuiii. alter, 

.:einer.guelle'un.erträgliCher .Streitigkeiteh:$ machen, § 	sieht 
deshalb eine Art -."Abinsierungskiagei,  unter beetigmntiii yotau, 

7  set zungen. vor.' Um eine inPasEning. an die ..betion4eren`.Nerhältniise 
des ' Einzelfalls zu.: ermöglichen ist 'davon ;abgesehen, dies en Be-

, Stimmungen zwingenden Charakter b eisig egen.,: 'Durch Vereinbarung 
der Wohnungseigenteer können. -als6 'sowöhl die Totnne:99-bzünged für 
das Verlangen. •-nao h'.Veräußeräng ..des Wohnungseigentums 	s ; 1 und .2): 
als auch -die Vorauseetzungeh für; die .B esdhlußfaesurig '(Abs e n 'abge-
ändert. werden. Streitigkeiten. geMäß §' .18 -sind durch § 51'ohne Riick-
sichti auf den `.Wert des Streitgegenstandes den Amtsgerichten "  
wiesen.. Die.KoSten eineng' Verfahrens- gemäß e .18 gehrten zu den: 
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gemeinschaftlichen•Kosten der VerwÜtung (vgl. § 16). Die Wir-
' kung des UrteilEi ergibt •sielt•aue -§ .19. Dee Verfahren der. frei--. 
• wil71gen Versteigerung ist in den §§. 53 ff. näher geiegeit. -  

, . 

3.  Abschnitt ' • 

Verwaltung 

Die Verwaltung -des gemeinschaftlichen Eigentums ,bildet begriff-
lieh einen Teil. des Gemeinschaftsverhältnisses der .Wohnungoeigen-
ttmer- (vgl. §§ 744 ff. BGB). Wegen 'ihrer beeonder en Bedeutung er-
schien es aber 'angebracht, die Vorschriften 1,ileriXter einem eige- 
nen Abschnitt zuzuweisen.•Daß auch hier die Grundsätze 'deo § lo 
gelten, ergibt sieh 'aus dosseti allgemeiner Passung. Wegen der 

• • 

	

, Xesten der -Verwaltung ygls § 16 Abei24 	; 

Zu. § 2o: 	 • 	. 
§ 2a gibt in form cines•Binweisee auf d.?. ilachrolgendel Vor-

achriech einenüberblick über die Gliederung der. Verwaltung. 
Biernach. steht die Verwaltung dee gemeinsehetlichen Eigentums 
grundsätzlich d.en Wohnzulgeeigentüzeru und neben ihnen ,dem Ver- 
weiter zu) der Verwalter ist in jedam• Fall der Woh;lungE34-gentumer-
gemeinschaft ein rietmindigest' Organ (Abs.2); Äls .fak-ultati.VeS Or- 
gan ist der Verwaltungsbeirat vorgesehen. 	'`' 

Zu. § 21: 	 . . 

§ 21 _entsprieht.den 701.80h:cifton der §§. 744,, 745 BGB und wein-
'' dealt sie teilweise nach den Bcdürfnireen der Wohnungseigentiimvr-

gemeinsohaften' ab. Während sieh diedebrauChSregelue (§ 15) auch 
' auf dai.  Sondereigentuai erstrecken 'kanzle  ist die .gemcinsChaftliche' 
Vetwaltung atif d as gemeinschaftliche Sigentim beschränkt. ' • • • . 

' Dach Ibe.1 etolit die VerwaltUng den riohniuigsoigentilmern, somit 
. nicht Ausnahmen .bestimmt 	'goirminsoheftl-ich 	Diße -bedoutot 

daß grundeätzlieh Verwaltüngsmaßnahmon nur. mit Zustimme sämt- • 
liehcr Wohnungseigentümer getroffen werden können. Dieser Grund-
satz wird. aber durch_ die Abeätze 3, 5 weitgehend durchbrochen; 141: 
den hier bezeichneten Leelegenh.eiten. kann, durch Mehrhoitubeschluß 
entschieden werden; ergänzende Bestimmungen tler,die Zulässigkeit 
von Mohrheitsbeschlüssen enthalten die §§ 26,• 	Außeidela 
kann jeder Wohnungseigentümer nach .Z.bs.4 eine Verwaltung verlangen, 
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die den Vereinbarungen und Beschlüssen und,. soweit solche nicht 

beStehen,'. dbM Interesse der-Gesamtheit der Warnungseigentümer 

nach billigem Ermessen entsPricht; Wird -'einem selchen Verlangen 

Tön den anderen WohnungseigentLimern nicht entsprochen, so ent-

scheidet: der Richtcr- nach §..43 'Lbs..1 Nr.1 im Verfahren der frei- 

willigen Gerichtsbarkeit, 	• •• • 	• 	• • • • 

• '- Zu einigen der in .C8/5, besonÜrs7 behandelten Einzelfragen. « 

• ist folgendes 'anzuführen: . 	 . 	. 

Die Hausordnung' (Nr41):•wird mit Stietenmehrheit beschlossen; 

abweichende Vereinbarungen, durch die für die. L.ufstellung oder 

.Änderung. der Hausordnung ‘ andere Mehrheiten verlangt werden, sind • 
: Zulässig ,(§ 10 Lbs.1 Satz 2). pe:, eine .Hausordnung ein wichtiges 

mittell,zur- Erhaltung des Hausfriedens darstellt, wirä es:sich % 
empfohlen, Lngelegenheiten von flieht :nur vorübergehender Boden-
tung in der Hausordräing ,zu regeln und zwar .sowohl beitiglich des 
Gebrauchs, ,(z.B, .einer gemeineehaftliehen 17SE:ehküche) SIB bE;igtg.: • 
lieh der Verwaltung .(z,B,• Beiegangspflichten bezügiicih des ,'ge- 
.meinschaftlichen Eigentums). 	• - 

.b) Die •ordnungsmäßige Instandhaltung' und ;nstandsetzung '(Nr., 2) 
wird mit Stimmenmehrheitbesohlossen. Darüberhinaus gehende 	• 

Maßnahmen (z.B. eine nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Sewirt:- 
schafttulg -unnötige.  Instandsetzungsarbeit): bedarf dagegen' der 
Zustimmungsämtlicher Webzung.  seigentümer. In.Stre.tf€lle ant- 
achoidet dar.  Richtdr nach § 43 ilbe.1 . 	• 
0) Die Feuerversicherung des Gebäudes zum..NeuWert (Nr.3) wird den 
Wiederaufbau :des Gebäudes im Falle seiner Zerstörung in •der 'Regel 
si aha' st ellen ;( Vgl auch § .22 »iiia .2, § 11 	a. 1 Satz ?je:, ..•  •   

d) Wegen der Instandhaltungsiecklage' vgi..§ '28 ,Lbsil 	•: 

e): Zu Nr.6 .vgl. § '.27 Lbs,2 Nr.6.••Hiernach ist der Verwalter ins • 
besondere befugt,: .die. nach der Fernspreehordnung. lerforderIiche .• 
erundstückeeigentüMererklärtu2gti abzugeben•J'Wegen, der durch Maß-
nahmen nach Nr.6 verursachten Schäden ist auf •Lbs,6 .  iu. verweisen. 

Zu §  	 ..•• 
§ 22 Lbs.1 entspricht dem •§ 745' Äbi l l Satz 1 BGB, Das Ertgra-er-

nts der Einstimmigkeit (§ 21 A.bs.,1) wird:  dUrch Satz . 2 eingeschränkt, 
Die Folgen,' die sich luieraui3 ergeben, : .Sind in §. 16 Äbs.3 und in , 
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§ 17 geregelt.. Die Pflieht .der Wohnungeeigenemori. zum Wieder- 

aufbau.eines zerstörten. Gebändes Zusammenzuwirken,. 	durch 

Ab8.2 geregelt. Der Wiedexaui'bau.: bedarf also, soweit nicht. die 

besonderen Voraussetzungen des lbs,2 gegeben sind, ;einel3, ein-

stimmigen Beschlusses der. Wohnuegseigentümer..Ergänzend -'greift, 

die Möglichkeit zu Vereinbarungen nach .§ 11 ,kbe.1 Satz .2 ein.. 

Zu § 23:  
§ 23 gibt Vorechriften über4 die ?orm, in -der die.Wohnungsei- 

• genemer ihre BeschlüeSe zu fassen haben. drundsätzlioh. ist Be- 

ech3.ußfaasung in einer Versammlung vorgesehem, eine Ausnahme 

.läßt .Abs.3 für den Fall zu, daß alle.  Wohnungseigentümer-  ihre 

.-Ztietimmung schriftlich erklären -(vgl: § 32 Abn.2 13GB)• 

Aba;4 bestimmt daß ein Beschluß nurrgültig . ist, wen er g e- 

• illäß §‘ .43 Abs.1 Ne, -4 durch den' Richter für .ungtiltig-  erklärt ist. 

Die Frist . file die Stellung einen solchenAntrage r.  der einen ein-. 
;.. 

fachen.-Besatz der infechtungeklage darstellt, ist nach Satz 2 

• kurz bemessen; eine Ausnahme gilt 'nur dann, wenn der Bencliluß 

gegen 'Rechtswedahelften veretößt,,_ auf deren.Binhaltung -rechts-

vrksam nicht verzichtet werden kann.  

. 	• 	.. 	- 	"e• 

§ 24 enthält technieche.Vorschriften für die Beschlußfaseung 

der Wohnungeeigentümerversammlung, die sich. an Vorschriften des 

Vereinsrechts anlehnen. 

Zu § 25:  
Von besonderer Sedeutung .  sind Mehrheitsbeschlüsse der Woh- 

nungeeigenemer (vgl. insbesondere § 15 	§ 21 Abe.3; . 26 

§ 28 2Lbe 45) a In abdingbarenVorschriften regelt der Ent-

wurf -  die Beschlußfasenpg da3.iiny.  daß grundsätzlich jeder Wohnungs-,. 

eigenemer ohne Rücksieht auf die Größe seines Anteils ( § 16 Abs,1 

Satz 2)- eine Stimme hat; die Beschlußfähigkeit der Versammlung 

bestimmt sich allerdings (nach den Absätzen 3, 4) flach 'der Größe 

der in der. Versammlung vertretenen Miteigentumeanteile. Mehr-

heitsbeschlüsee sind für alle Wohnungseigentümer verbindlich. 

(Vgl.. auch § 10 ibs".4). 



§.• 26:  

- Der Verwalter iet nächst der Versatnlung der WohnunSseigen, 

tümer das wichtigste Organ der WohnungSeigentUmergemeinechaft, _- 

Nach § 20 J.bs.2 kann. die Bestellung eines Verwalters- nicht aun 

geschlossen werden; Für .den Fall, daß ..die Wohnungseigentümr- ihrer 

Pflicht, einen •Verwalter ae, bestellen, ,nicht nachkommen, gibt 

Lbe,2.die Möglichkeit einer Bestellung durch den Richter (wegen. 

des Verfahrens vgl. § 43' ltbeul Nm» 3)i 

Zu § 27; 

§ 27 regelt,diä .aufgaben und Befugnisse des Verwalters. Her-

vorzuheben ist, „daß•diese..Lufgaben Und'Befugniese.'ciirrcih.'"Vereinba-

-rungen der Wohnungseigentümeir zwar erweitert, aber.  nicht einge 

engt werden können (A.bs,3)„. Wegen Aer Yollmachtsurktindo Ubs.5) 

vgl. §§.172, 173 BGB. 

Zu.3= 	28: - 
§ 28 enthält .einige Vorschriften für die Wirtschaftsführung, 

§. 29i, 

§. 29. sieht als fakultatives Organ der Wohnungseigentiierge— • 

meinschaft-,den Verwaltungsbeirat vor und ums  abreibt in kurzen • 

• Zügen dessen Aufgaben und Befügnisse 
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4.lbschnitt  
WohnungserbbaureCht 

ze§ 3o:.  

. Das Bedürfnis nach einer dem Wohnungseigentum. 'entspreche 
den. Regelung Wird auch dann auftreten können,. wenn"ein Gebäude . 
nioht auf der Grundlage, des Eigenlains an dem Grundstücksau adern 

anX der GrUndlage eines Erbbanrechts erricht.et.'wird,. ä `972'.03:=. • 
AA Gemeinden und andere Grundeigentümer Beißland_ 	ß4 xerm: • 
von Erbbaurechten vergebenAbgletch sehen nach § 1.1 der lilt•bbau-
rechtemereednlins die Vorsehriften des I. Teils.  auch im: lalle 
des Erbbaurechts anwendbar wären, ersäheint es  zwectmäsSigidic-
Sen Fa11 ausdrücklich zu regeln,Dies geschieht durch § 30 des 

. etwurfs .Da dah auf GiTund . eines 'Erbbaurechts errichtete Gebäude .. 
im Eigentum des Erbbauberechtigten steht,. erscheint es unbe-: 

" dennich, von eineue Sondereigentiam. der liiterbbauherechiztglen 
sprechenale Benutzung von Grlindirtnekfläclig4i clip ausserhalb' . 	- 
des Gebäudes liegen,auf die aber genäsä § -1 Abs. 2 der Eitban-
rechtsverordnung das Erbbaurecht erstreckt   anterechend 

den §§ 15 Abs. 1, 10 »0..2 des Etitwurfs geregoit . werden 
der Prage't ob ein.  Gebäude, das zur Zeit der "einräumung des Ert›.-• 
baurechts bereits bestanden' hat, im zigentum des bbauberechtig-7 
tem oder des GrundstückseigentümerS stehtinine der Entwurf 
keine Stellung; 'soweit .-was namentlich bei ' alten iebbaurieehten.'. 
angenommen wii!d& 	Gebäude im Eigentum des Grunestac4soigen-1-.: 

.tüners stehtlergeben sich für _die Anwendung des- Entwurfs keine 
Besonderheiten.Grundbuchr'echtlich ist hervorzuhcbcnedass- an die 
Stelle des, ErbbaugrundbuChti die Vohnungserbbangrundbücher trete 
ton' 

Wenn der Grundeigentümer- von seinen !feinfallrecht bezüglich 
des Erbbaurechts' GebrauCh macht,erlöschen die Sondereigentums-
rechte niehtrehl aber karm-twenn der. Heimfall das gesamte Brb--.  
baurecht betrifft, der Fall des § 9 ..tbs.1 Er. 3 zogeben-sein. 

II. Teil. Daüerwohnreoht 

Die zweite Rechtsform, die der Entwurf dem Rec2.-Itoverkehr zur 
Verfügung stellt, ist das “Datterwohnrechtn (soweit sich 'das Ez.-,cht 
auf nicht tu Wohnzecken dienende Zäume bezieht, als eteuer-

nutzwegrecht" bezeichnet). Es ist ein vererblio;les, veräusser-
liches, in übrigen dem dinglihen Wohnungsrecht  nach § 1093 
BGB in geWissem Umfang nachgebildetes Recht; wegen der näheren 
Bogriffsbestimseng vgl. § 31, Dieses Dauerwohnrecht kann zwei 



— 
verschiedene Aufgaben in Rechtsverkehr erfüllen; oinieell kann 

es nichts anderes als ein &Imglich .veretärktes Ltietreeht:dar-

stellen, dies insbesondere dann, .wenn es von vernherein: •Zeit-

lieh *begrenzt bestellt wird.; in•diebem Azräendiangsbereich 'kann •' 

es dann naMentlich 'zur Sicherung der' An  sPrüche aus . eineä.'.Bau- 

. kostenzusehuss und in ähnlichen Fällen dienen. Ausserdem aber 

kann es auch;. insbesondere in' Verbindung mit . genossenSthaft- • 

liehen Rechtsgestaltungen; zu einem das Eigentun 'vertretenden 

Rocht ausgebildet werden; • in diesem Fall soll es'saineti Inhaber 

ein lang dauerndes Oder'. zeitlich unbegrenzted lieo_lit' auf eine • . 

bestimmte Wohnung oder.  RäuTLei sichern, .wobei das.  tgelt nicht 

in Farn. einer Miete berechnet wird",sondern der BereChtigte 

. ..einen Beitrag 'zu r Tilgung der GrundstileisbelaStungen und zu 

den BewirtsChaftüngskesten zu leisten 'hat, der sich in dem. . 

.}.1.asse, in den die' Belastungen getilgt Werden, •verringort4In • 

seinen ersten - Anwendlingszweek bietet ‚es lagenilber ;dem üohnungs- 

- eigen-bam den Verteil, dass es mit wesentlich gerinceren. Mit- 

teln erworben worden lerren,weil .es keinen .:Anteil'bm-  Grund und ,. 

Boden und.  an  den nicht .; beitAffenen Gebäudeteile 

'DSts litichStpereönliclie 'WolInung  sreolit'des § 1093: BGB wird .  

durch die neue Rechtsform des Dauerwohnrechts nicZe.t. ausgeschal-

tet.Dio unterschiede zwischen den .beiden Rechtsinstituten er-' 

geben sich daraus,dasä das Dauerwohnrecht, vererblich :und Vor-.  

-.Z.7.'w3Serlich ist und dass es .nicht nur: ein Wehnreert gibt, Sott.; " 

•dern das Recht unfasst, jede_ Art von.  liutzUngen-aus den betrof-

fenen Gebäude-odar Grundstücksteilen zü zieh:;:nr insbesen.dorc 

also auch'. diese •Zu.verpachteny zu Vermieten oder gewerblich zu 

• • nutz ea.bas Dauerwohnrecht' ist auch• nicht nur  .• auf' Gobäudeteile 

beschräiait,sondern kann -mit. einen ausserhalb des GebZudes lie- • 

gendcn. Teil deä' Grundstücks 'erstreckt ‘ersien,viobei 

die Wohnung die Eauptsache.  bleiben muss.Diese Einschränkung, 

die ähnlich auch in 1,.Abi. '2 der .13-.rbbaureohtsverorentuag-  g.e-. 

macht wird,hat den' Zweek, zu verhindern,dass :das .-Dauerwohn-

recht zu. einer Art Erbpachtrecht an. unbebauten Grundstückeh 

. missbraucht ..wird. 

Zu § 31:  
§ 31 enthält die Begriffsbestimmungen.Dai :Ca.vierwohnrecht 

.ist ein Recht an einen Grundstück, 	.das 

Vorschriften .der 55. 873 ff. BGB gelten.. Es kann nur unter 

einer Z•cdtbestimmung,nicht unter einer. Bedingung bestellt 



werden (§ 33 ibs.1 Satz 2).4.. 
zu e 32: . 

..Als Belastung eines Grundstücks entsteht das Paucrwohn 
co :t durch Einigung un d Eintragung in-  das grundbuch,',Diä 

trae5-ungsbewilligung bedarf nach § 29 •GBO der Beterkundung, • 
oder Beglaubigung durch Gericht. oder.Rotar. Pür:dite schuld:- 
rechtlieben Beziehungen,die der Bestellung.  des_ Dauerwohnrechts 
zu Gründe liegen, sind Porzworschriften nicht vimgesehon.D-ie 
Voraussetzungen ,für die Bietregung • AZ:a czu.eirwe'n33,ra 
a-:".echen. denen• deb § 7.Darüber hinaua:.-verlangt :L'imjs  -dass 

eine Reihe von Punkten; Ser .,die 'der Rntwurf.14..-' zine dis 
s :jene -vorschriften enthält,, yereinbe.rungen 'getroffen t/z.tr-; 

don, durch die der inhalt des Rechte •nä.-ner =ohrieben Wird. 

. :Zu 4 33. 
• Zue. Ex.I.äutprung -kann auf 1 die 'einleitenden .4usfitbrungen 

at die ili.ixteiung zu §.,32..?Ätbei. 3..Vernesen werdonoNagh• Abs 4. 
1.. kann ..insbesondere auch vereinbart.wardentdase der Dau.- 

L''•ereohnberechtigte zu einer 'Vereetnng . der Rhunra nur-zd.t Zu- 
stinnung des Macneimers berechtigt' ist.. 

. 	- 	'••• 
Die Vorschriften des -§..34:i3inti: Vorschriften des BM- über • 

äe.:n., 110-sbrauOh -nachgebildetaie wird darüber ' aus euch in • 
.andleren 'Fragen zulaasig 	-Zigeifelsfällen aueNieSs- . 
brauchsvorsChreten zurückzugreifen:'::;-•f: 	 • • 
Zu § 35:: 	• 

' § 35 entspricht den § 12- und ist wie dieser der,,ZK4au 
rechtsverordnung nachgebildetwEr gibt. den Eigentrimer'•die•Iltig-.• 
lichkeit, sich gegen :die f.reie.:Veräusserlic'akeit :itee Dauer-
webnrechts zu schützen.- 

Zug 36:  
§ 36 gibt die Iblüglie hk eit Vereinbarungen; über den- Ie1  YT1-4.7:11 

des Inuerwohnruchts zu traffe:4 	 Ciestältung .  
lehnen sich die Vorsöhriften an- die ErbbaäräChtsverordnung 
131a eine 'Umgehung des -  Mieterschutzes durch Bestellung eines Dau-
orvehnrechte zu verhinderr4schränkt Aba.2 'den Lreinfall,lei 

• Räumen, die dem Nletereehutz unterliegen, auf-. die' Ftle ein, 
in denen nach.  dem eieterichutZgesatz ein Mietverhältnis • • 
au--Pgelözt werden könnte: 

." 	 ' 



Zu § 37:' 
§ 37 regelt. das Schicksal von,-1gietverträgen,: g44vort einem 

D atiaiwo hnb erechtigtpn als Vermieter gesehlossen.sin4. s(igl.. auch 

1056, BGB), • 	 .; 

zu '§  
Der Entwurf sieht davon .ab,. 'die Gegenleistung Dir das.  Dauerwohn- 

recht  nach 	 degi . Brbbauzinees•,zu verdinglieh.ens . ,Lbgesichts•  der'. . 

=• 'Vielgestaltigkeit .der möglichen.=Verhältnisse .-regelte auch nicht:.  • 

die  der Bestellung 'eines' Dauerwenr  echtS:  zugrundeliegenden,•scituld 
rechtlichen Verhältnisse; .23 wird • sich hierbei 	dar :Regel. um • 

•. einen Kaufvertrag .hPrFdizilti; entsprechend _wären ,z.13i'  die -Haftung 

für Sach... und Rechtsmängel -  einereeits,-  die Polgen einer Nichter• 

füllung beztiglieh des-  Entgelts ander erfielto zU.. beinteilen, soweit 

für den letzteren Fall ,nicht".-dürch Vreinbarung --eineä-ileimfall-

-reehts Vorsorge  getröffen:ist.,,ei .aber diP.•Rechtsbeziehungent. 

auch söweib Sie ,  nicht . zum , Inhe.It' des dinglichen' ReelrÜl:gehören, • 
in übereinstimmung :zu.heilten, -:bestimät-der • Entvittifi:daß• bei „Vor- .• •• 

. 
äußerung sowohl -.des Dauerwohnrechts • eag• rauch•deä• Grundätücks. 'die -- 

•- -'Erwerber .in vollem Umfang .in die'Rechtestöllung 'der, Verättsserer 
eintreten. Demgemäß hat der Erwerber des.'Dauerwohnrechts.inshe .; 

ionderie die Pflicht 	 .Zahlung'  deo .Entgelts;:,inngekeet der Er 

warb er deä Grundstucks den Anspruch hierauf, aller dinge • nur in-
soweit, -  als der.  :Voräußerer ihn 'hatteiVorausverfügungen . muß -.er 
-Faso ändere eati nach §§ 573, 5,74 EGB :schlechthin.  gegen"  sich 

gelten lassen (vgl ..'  hier zit. § 4o)•.'  • -• 	 •  •  • '' 

Zu• §  

Ein  Dauerwöhnrecht , däs  ' im Range  nach' einer tRypethek, Grund- 
schuld, Rentenschule oder-  Reallast im: Grundbuch eingetragen ist 7 

wird wenn ein solcher vorgehender-- Gläubiger 	ZWangSversteige-L 

rung  betreibt; einen schwächeren Schütz, bieten:els ein.-"Mietvei7; . 
trag. Denn 	einem Solchen Fall' 'erde das Dauerwohnrecht .dUrch 

den Zuschlag . erldechen, Während.'  das. 'Beetverhältnis 'auäl;i mit ,dem • 
Sratoher fortgesetzt wird, Wobei: das.' Kündigung 	 § 37.  a, 

ZVG nach der derzeitigen. Gesetzeslage dtirch denSietersohuti. " • •• 
• weitgehend aasgeschaltet ist,«, Um diese polge zu. vermeiden, '. ge-

'stattet •§ 39 eine' bieher •nicht bekannte:Reehtsgestaltengs:  Als • 
Inhalt des Daulewohrirechte.  kann vereinbart WOiiden, d'eß . es _im:Fal-
le der. Zwangsversteigerung deb Grundatileks abweichend von §, 44 

gvG auch dann bestehen bleiben Soll, wenn der Gläubiger einer ‘• 
detz Dauerwohnrecht im Range vorgehenden oder gleiChstehenden 
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Hypothek, Grundschuld, Rentenschüld öder itealleat die Zwangs- 

versteigerung 	Grundstück betreibt. Eine iblehe Verein-' 

barung , die nach .11b s 7 2 dor. Zustimmung der j enigen bedarf, denen 

eine dem Dauer wohurecht im Range vorgehende oder gleichstehende'''. 

.Hypothek-, Grundschuld, Rentenschuld oder Reallagt zusteht,':: hat 

zur Folge, daß das Dauerwchnrechtr-ehwdithend'-vun. den gesetkiir-hen.. 

Versteigerungsbedingungen (vgl, §§ .‘441 :59:.STG) 121,..:210.2.e.-41 er - 

...:'••Zwangaversteigerung auch dann bestehen bleib-4, wenn es nach .den 

:allgemeinen Grundsätzen erlöseh en müßte..'. 	 . • , 

Voraussetzimg  fiir-  ein solches. Yertbestehen ist, daß der Daner-

-./ .•••wcduaberechtigte in Zeitpunkt der Yestatellang der VersteigertueB 

21-. -7bedingungen seine fälligen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem 

1 «.7Eigentümer erfüllt hat; Ih Ergänzüng -.einer solcher VereinbarAng  • . 

können:nach Abs.3 wLitere Bedingungen festgelegt werden,.  

daß z. 't, der VursteigerUng kein .1 	gegen 

,-.,Dauerwohnberechtigten entstanden Ist:oder daß der Dauerwohnbe--.... 

reghtigte -sich Verpflichtet, vom Zuschlag an ein angemessenes 

• Entgelt: an den- Ersteher zu bezahlen; . oder",daß er .für eine:.solche 

Verpflichtung Sicherheit leintet.. 2" ' 	 - 	- 	' 

Gegenüber ,öffentlichen lasteii und anderen' Ansprüchen der glas-.  
sen 1 bin .3 (§ lo ZVG) läßt dor. Entwurf , eine Sicherung nicht.zu, 

Zh323 _bat zur Folge, daß auch im lealle ,einer Vereinbarung nach: 	• 

39 derartige Ansprüche erfüllt werden müssen, wenn der Dauer-

wobnberechtigte. sich sein Recht erhalten will. - 
• + 

" zu. § 4o: 	• . 	,•:.•,; 
Es. könnte nahe, liegen, den Ansprach auf das Entgelt fit; ein 

Dauerwohnrecht, namentlich wenn es _ie. wiedeike branden 1min-tungen 

b esteht eb °riß o wie den AnsPruch auf den: etzins zu. behandeln, 

Die Polgen, die sich da,raus ergeben .würden, wären von erheblicher 

Bedeutung, weil die .Wirksamkeit -von Verfügunen über .den 

zinsanapruch weitgehend. .eingeschränkt int (§§• 573, 574- $ .1125, 

1124.BGB.p. §§ 57 0  57 b-e- 148, 21 WM, .§. 21• SO), um die Reebteatel-• ' 

lung des Dauerwohnberechtigten in dieeer Hinsicht '  zu verstärken, 

ist durch § 40 Abs,1 die Anwendung dieser • Vorscbritten auf •den :  

Anspruch auf das Entgelt für das Dauarwohnrecht.ausgesChlor3sen, 

jedoch mit einer Aus na.hmu die §§ - 1123 , 112¢ BGB gelten;  auch für 

den Anspruch auf das Entgeit für das 'Dauer wohnreeht auch sie 
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allerdings nur im Verhältnis zu öffentlichen. Masten und, den im 
Range vorgehenden oder gleichstehenden Hypotheken, Glendaehulden, 
Rentenschulden Und Reallasten. Dagegen müssen :der reehtageschäft-
liehe Erwerber, der- Ersteher, der xonkureverwaiter -und andere als 
die genannten Gläubiger 'in der Zwangsverwaltang die Verfügungen 
eber den a'inspruch auf dee Entgelt gegen sich gelten lassen.; Hin-
sichtlich des Eratehers" ist hierbei nooli zu. beachtend daß die .  

Frage nach der iiirkermXeit der Verfügungen nur dann Bedeutung hat, 
watua. das Daterm.lutrocht :durch den Zuschlag nicht dicht (vgl.§ 36 
aua Satz 2, § • 39 des jertituree). 	 r'. 

Auch soweit VOrgevereeingen nach den vorstehenden JUtefüh. 
rungen unwirksam wärertrkennen eis: nach Maßgabe. des Aba,2 durch 
ehe 'Vereinbarung zwischen dem-DatterwOhnberechtg4ten und dem Ei-
gentümer unter Zust4naung der in § 39 Xbs,2 bezeichnetgn.Berech- 

, tigten wirksam gemacht werden. 	 , • 

Zu §.41:  
Piir Dauerwohnrechte, die auf mehr als lo Jahre oder zeitlich 

unbegrenzt bestellt sind, gibt- § 41 in seinen. Absätzest 2 und 3 
besondere•Vorschriften. Abe.2 soll dem Berechtigten, sofern nicht 
etwae anderen vereinbart ist, das  	Alerücken in das 
Eigentum erlegliehen, Lbs,3 soll gewährleietenr  daß dem Dauer-
wohnberechtigten. beim Heimfall eine angemessene Entschädigung 
gewährt wird, über die Entschädigung können Vereinbarungen gemäß 
§ 36 Ab3.4 getroffen werden. Die angemessene Entschädigung wird 
zumindest alles das zu tunfassen haben, was der Berechtigte an Lei-
stungen zur Tilgung. von Belastungen und zur Finanzierung-der Bau-
kosten beigetragen hat, wobei eine Abnutzungsentschädigung ab zu-
setzen wäre. 

Zu§ 42:  
Um allen Zweifeln Vorzubeugört, bestimmt § 42, daß auch ein Erb-

baurecht mit einem Dauerwohnrecht 'belastet werden kann, 
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III. Teil. Verfahrensvorschriften 

1. Lbseltnitt  

Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
WOhnlingSeigentumssachen.  

§ .43:  
• ii:u3'dom Bestreben. heraus, 'Streitigkeiten zwischeri den Wohnung 

eigeztümern zu verhindern oder zumindest-möglichst ehmil.zu 
.eichten ,. stellt § 43 für fast alle 'Streitigkeil:84 ggteb.ci.• 

'4'o1nungseigentemern Untereinandcr ein vereinfachtes Verteleen 

der freivrilligen. Gerichtsbarkeit zur Verftigung. 	 ob 

.den hier aufgeführten 14111en die -Zujätändiekeit -des Lxtogerichte • 

durch einen Schiedevertrag ausgeschaltet ,Worden. kann, ist in dem 

r..ntWurf nicht erörtert; .ste ist aber- grundsätzlich ebenso zu 

abPn, leo dies .etwa für die .:Lusechaltung der hüfwertungsstellen' • 

durch Schiedsgerichte (vgl. Iden, 2.ufwertungsrecht, 5.41:el.* 5e976) .., 

anemieneen wurde und neuerdings wieder für die Vet.reingehilfe nacli; 

§ 21 lege ange;aemteri wird (vgl: liarmoning-puden, Ifiehrtalgegeeetze 

et 2151. Dies kann allerdings nur für 2a2ge1ogenheiten. gelten, teer: 

die Beteiligten-  einen Vergleich schließen. können (vgl* .§ 1025 
e 44 dee -rntwurfs), et30-  z.B. nicht für. die BBerteilung des 

VeTwitltere iia Falle .des• § 43 .ibo.1 Nri3 des Rntwurfsi • - 

.e.51.214  . 50 : 
Die besonderen Verfahrens;rerschriften für das Verfahren der 

GeriChtebarkett- sind der 6*  DVO zimiShegesetz (der 
sogenanaten Hausratsverordnung), nachgebildet. .• 

- -2. 1.bädhüitt'- 

Zuständigkeit. für Rechtsstreitigkeitent  
• 

.Die Klage auf Veräußerung, des Wohnupeceigene Pulealle des 

. § 18 weist große, libril-ichkeit. mit, Mietstreitigelten ene. Sie muß' • - •.: 

innerhalb möglichst kurzer geit-entschieden werden. Einen eile:1111- 
tigen Vermögensverlust führt sie nicht herbei, da, dar ilehnuezpei-

gentümer, dessen• Recht versteigert wird, den Versteigerungserlös 
Aus diesen Griiz 	erschien es angebracht, die Klage nacja 

§ 18 ohne Rücksicht 'au streitwert den,Lmtagerichten zuzuweisen. 

• Zu. § 51: .. • 
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Streitigkeiten über die-L.usei.nandersetiung_ im 'Falle der ./Ä.ufhe' . 
bung der Gemeinschaft (§ 17) w'erdon'von'dem nach den. allgemeinen 

Wirschriften zustb.ndideä 'Geri'cht eiitSChidden, 	' 

§  
Rpchtsstreitigkeiten über das Dd.uerwohnrecht entsprechen den 

1dietetreitigkeiten...täge diesem Grunde erschien es angebracht, ent-

-. -sprechend dem § 23 Abs.2 a GVG ätrditigkeiten'zirlsch.en. -dem Eigen- • 

tilmer_:und dem Dauer wohnberechtigten über den'in § 	be'seidhneten . 

•Inhalt-und den Reimfall des Dauerwohnrechtä ohne Rücksicht-  auf den.: 
Wert des Streitgegenstandes den Amtsgerichten zuzuweisen, .Diese 
Zuständigkeitsvorschrift -betrifft dagegen nicht Rechtsatreitig-
keiten über 'die Gatigkeit der Besteilmig,-bder "Über 'den Gegenstand 

• ei!ies Dauerwohnrechts oder wegen gahlung-dei Entgelts 	die 
Bestellung eines Dauerwohnrechts 	• 	' 	 - 

Verfahren bei der. Versteigerung des  
Wohnungseigenfilms.  

u 	 • 
5§ 	53 58:  • 
Die Vdrsteigerüng-  des Wohnun,gseigentums'dm Fand 'dar §§ 18, 19 

ist als freiwillige Versteigerung geEitaltet.".-DaaVerfahre.ä. der 
freiwilligen Versteigerung' i ist bundesrechtlich nicht geregelt. 
Landr.turechtlich fehlt eine Regelung vielfach vellig;.;in'zinderen• • . 	. 	. 
TAndorn ist sie unzulänglich. Eirist infolgedessen notwendig, das 
-Verehren_ im Entwurf zu. regeln. Der Entwilrf lehnt'sich dabei an . 
die .Verschriften. des preussi. pag. an,. weiclat ',aber .zur .:Anpassung an 
die •Besonderheiten, die sich- aua deni Entwurf. ergebene' .in'Einzel-
heli 

 
ten hiervon ab und enthält :einige. zusätzliche Bestimmungen,. 

Die Vorschriften der Verateurikilber,Maßnainien auf -deM Gebiet der 

Zwangsvollstreckung vom 26.5,1933 (BGBla '8•302) 'teer Alia Mindest-
gebot sind in den Entwurf • eingearbeitet; die Gebopneriar dnung vom. 
30,6,1941 ist durch' § 53 .A.bs.2.8atz 3 für entsprechend' anWendbar 
erklärt. §-• 58 enthält ..Vorschriften über • dein -Rechtezug•:(Vgli; hiergu 
ähnlich'. did.Verordnung vbm. 18»6•1942,' RGBt.I.S .395 ) Wegen .der Ko-
sten: dee :versteigerUngs-: und dee Besdhwerde'ierrahreris ist 'auf die 
§§ 47, 144,' 135 .der Koiltenordnung'. zU'rerweiden: •-• 
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• Ergänz ende BestimMuneen'. 

Zug_ 59: 	 • 
- 3e kann auf die Erläuterungen des § 3 4.bo,2 verwiegen.Hwerden„ 

§ 6o erklärt zur eehobung Von _Zweifeln die setle.ainzereistanng 
auch • dann für anwendbar, 'reizt: die lfaieW6ießeg 3,m WednIZIgaeigerk 
tilgt eines pder beider Ehegatten steht "oder wenn eineu oder 
bSiden Ehegatten daäbe.ii.erwoluxeCht en der Ehewohnung Zusteht, 

•• 	 , 	-• 	• 
61 regelt. einige.  grundlegende Wagen dar steuerlichen BO-

laanp.trag des Wohntheoeigentums. ;Er .  stellt klare  44 . jodes Wer> 

„. nuneseigentum. für sich eine Einheit im Sinne des Beichobewertunge-
- gesetzes darstellti ' demgemäß wird ein EiMeitswert nicht für das 
Gebäude im ganzen, uondern für jeden Wohiningoeigentum gesondert 
festgestellt. Weiter idt."jeclotj Wohnuriggeigentum zum selbständigsh 
Steuergegenstand im Sinne deg Grundstottergegotzeo erklärt; dies 
hat zur 7olgoi daß jeder Wohnuneseige.nelnisr gesondert -mit seinem - 

•Wohnungeeigentum:  zur Gnundsteüer herengezogen wird, :•ünd entepricht ' 
. der »nicht des'Entwarfo„ die dag Wohnungseigentum bildenden mit,  

.eigentumsanteile nach mögl4eglh4.1.7b voneinander rechtlich .unabhän-
gig zu machen. • 

Die Gleichstellung der ir Wohnungseigentum•- stehenden Wohnungen -. 
- mit ,EigSnheimen bringt verschiedene -Vergünetigungen. mit sich, z. 

B. steuerlieher, baupelideilicher eder . gebeilienrechtlieb.er:iirt; 
.insbesondere iat auch di.e.:yrorcinune über die BeMeSetine. des • Nut... 
Zungswerted.der W öhnulle4 im eigenen E4n-teimiliciiihau4„.vom, 26.1.1937 
1RG:131.i S.99) anwendbar. ,-• 

. _ 
Zu § 63: • 	 ••--• 

Per Entwurf sieht. deon eh ; unmi tt elbarz.Voraohri ften War-1h er - 
lel tung bestehender-z  Reohtsverhältnisse n die: durch; den: Entwurf  
gescliaffenEnitechtsformez:zu-treffen.2, Er .gibt-. aber ixl.J.den V30.1' - ; 
und 2 dureh -gälibrenrechtliche Erleichterungen einon-. -Anreis'‘f11.* 
eine solche übe.rleitung; und :ih .entäprechende".Ermä.c'  
eure für das Landesrecht. 

• • 	. 	 , 

• 


